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Einleitung

Seit dem Jahr 2003 sind die 2001 von Belgien initiierten Euro-
päischen Treffen von Menschen mit Armutserfahrungen ein 
Fixtermin auf der Agenda der Europäischen Union. 

Zum bereits 7. Mal trafen sich am 16. und 17. Mai 2008 Men-
schen mit Armutserfahrungen in Brüssel. 124 Delegierte – 
Menschen, die Armut und soziale Ausgrenzung erfahren – aus 
26 Länder nahmen, gemeinsam mit 90 Gästen aus nationalen 
Ministerien, EU-Institutionen, NGOs, Forschungseinrichtun-
gen und Gewerkschaften, am Treffen teil.

Auf Vorschlag der slowenischen EU-Ratspräsidentschaft kon-
zentrierte sich das Treffen auf vier wie Puzzleteile zusammen-
hängende Themen: Sozialdienstleistungen, Dienstleistungen 
von allgemeinem Interesse, Wohnen und Mindesteinkom-
men.

Die Delegierten hatten sich auf die Beschäftigung mit den 
vier Themengebieten (Mindesteinkommen, Wohnen, Sozi-
aldienstleistungen, Dienstleistungen von allgemeinem Inte-
resse) bereits im Vorfeld durch die Beantwortung folgender 
Fragen vorbereitet: 

l	 Was funktioniert gut?
l	 Was funktioniert nicht?
l	 Wie können Verbesserungen herbeigeführt werden?

Mit einem Eröffnungsplenum begann die gemeinsame Ar-
beit, danach trafen sich die TeilnehmerInnen zu Austausch 
und Diskussion in sieben Workshops und nutzten dabei die in 
der nationalen Vorbereitung gewonnen Erkenntnisse.
Die Workshops endeten mit der Arbeit an Empfehlungen und 
einem gemeinsamen Bericht für das Abschlussplenum, wo 
die Vorschläge noch einmal kommentiert und diskutiert wer-
den sollten. 

Der vorliegende Bericht fasst die zentralen Botschaften der 
TeilnehmerInnen des Treffens zusammen, er stellt die Resul-
tate früher Treffens vor, enthält die Reden der Eröffnungssit-
zung, eine Zusammenfassung der Workshops mit Auszügen 
aus der nationalen Vorbereitungsarbeit, Vorschlägen und 
Empfehlungen, sowie die Beiträge, Kommentare und Diskus-
sionen des Abschlussplenums 

Der Kontext des 7. Treffens

Die Vorsitzende des 7. Treffens, Vesna LESKOŠEK von der 
Fakultät für Sozialarbeit an der Universität von Ljubljana, Slo-
wenien, begrüßte die TeilnehmerInnen und leitete das Treffen 
mit einer Einführung in die vier Themengebiete ein.
Im Zugang zu Sozialdienstleistungen konkretisieren sich 
die von Regierungen auf nationaler und regionaler Ebene be-
schlossenen politischen Maßnahmen. Je nach dem wird der 
Zugang zu Dienstleistungen und Programmen ermöglicht 
oder behindert, wobei nicht zuletzt die physische Erreich-
barkeit und Zugänglichkeit von Bedeutung ist, beispielswei-
se im Hinblick auf die Nähe der vorhandenen Einrichtungen, 
öffentliche Verkehrsmittel, behindernde Bauweise ... Ein wei-
terer wichtiger Faktor ist die Zugänglichkeit im Hinblick auf 
verschiedene Gruppen von KlientInnen, aber auch die Anzahl 
an bürokratischen Barrieren, die der Inanspruchnahme ent-
gegenstehen. Derartige Hürden spiegeln oft eine Strategie 
der Einschränkung sozialer Rechte wider. Eine bedeutende 
Rolle spielt auch die Art und Weise, wie Menschen behandelt 
werden: Werden sie als soziale Problemfälle gesehen, und 
als inaktiv, unintelligent, und nicht in der Lage für sich selbst 
zu sorgen, stigmatisiert? Oder werden sie ermutigt, sich zu 
entwickeln, ihr Potential zu erweitern? Bemühen sich soziale 
Dienstleister darum, Hindernisse die einer besseren Integra-
tion in die Gesellschaft entgegenstehen, zu beseitigen? Wer-
den KlientInnen mit Respekt behandelt und können sie ihre 
Würde bewahren? 
Soziale Dienstleistungen können auch privatisiert sein, was 
meist bedeutet, dass sie nicht allen zu den gleichen Bedin-
gungen zugänglich sind und dass es mehr um Profitstreben 
als um die Würde von Menschen geht.

Mindesteinkommen (monetäre Mindestsicherung) ist eine 
der zentralen Säulen im Kampf gegen Armut. Da ein Min-
desteinkommen Standards für ein Leben in Würde setzt, gibt 
es weit reichende Debatten, was zu einem solchen würdigen 
Leben gehört und wie dieses gesichert werden kann.
Das Recht auf Sozialleistungen wurde von ArbeiterInnen er-
folgreich erkämpft und muss nun entsprechend verbreitet 
werden. Menschen, die nicht (mehr) für ihren eigenen Unter-
halt sorgen können, haben ein Recht auf diese Leistungen. 
Dies wird oft übersehen und man hört immer wieder, dass 
Menschen in Abhängigkeit von Sozialleistungen geraten und 
so ihre Motivation eine Erwerbsarbeit aufzunehmen, verlie-
ren würde. Solche Debatten führen zur Abschaffung oder 
Einschränkung von Sozialleistungen, um so den Druck zur Ar-
beitssuche zu steigern.
Erfahrungen zeigen jedoch, dass die Reduzierung von So-
zialleistungen nicht die Chance auf Beschäftigung sondern 
vielmehr die Armut verstärkt. Kultureller und ökonomischer 
Fortschritt haben den Lebensstandard erhöht, auf den jede 
und jeder ein Anrecht hat, unabhängig davon, ob dies durch 
Erwerbsarbeit erworben werden kann oder nicht.
Menschen leben nicht freiwillig in Armut. Es gilt die struktu-
rellen Gründe für Armut zu suchen, wie sie von einer spezifi-
schen Politik geschaffen werden.
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flexibler Beschäftigung eine zentrale Rolle bei der Jobsuche 
spielen. Nur sehr wenige Menschen können hoffen, einen 
Job in ihrem Heimatort zu finden, eine wachsende Zahl muss 
mehrere Stunden am Tag pendeln, um an ihren Arbeitsplatz 
zu kommen. Auch Geschäfte konzentrieren sich heutzutage 
immer mehr in Shoppingzentren, die oft weit weg von den 
Wohngebieten liegen: Öffentliche Verkehrsmittel sind daher 
essentiell für jene, die in den Stadtzentren oder in abgelege-
nen Vororten leben und von noch größerer Bedeutung, für 
Menschen, die am Land wohnen und Schwierigkeiten beim 
Zugang zu Gesundheitsversorgung und Bildung haben.

All diese Fragen müssen umfassend diskutiert werden. Die 
vorhergehenden Treffen haben gezeigt, dass wir keine so-
fortigen Ergebnisse und Veränderungen erreichen können. 
Nichtsdestotrotz ist es wichtig, den Dialog zwischen Men-
schen mit realen Armutserfahrungen und politischen Verant-
wortungs- und EntscheidungsträgerInnen zu etablieren und 
damit zur Reduzierung von Ungleichheiten beizutragen. Ich 
bin zuversichtlich, dass dieses Treffen dazu beigetragen hat, 
dies zu erreichen.

Deshalb hat der Staat die Verpflichtung, Verantwortung dafür 
zu übernehmen, dass Menschen eine würdige Existenz haben. 
Die Einführung eines Mindesteinkommens ist hier ein effizi-
entes Instrument. Dabei muss auch betont werden, dass eine 
wachsende Gruppen von Menschen, darunter MigrantInnen 
mit und ohne Papiere, Wohnungslose und andere Personen, 
denen die notwendigen Dokumente fehlen, vom Zugang zu 
Sozialdienstleistungen ausgeschlossen werden.

Wohnen bedeutet nicht nur Menschen ein Dach über den 
Kopf, sondern vielmehr ihnen ein Heim, das Sicherheit und 
Stabilität gewährleistet, zu geben. Es geht um einen privaten 
Raum, in dem die eigene Würde bewahrt und Stärke zurück 
gewonnen werden kann, wo Erholung, Freizeitaktivitäten, so-
ziale Bindungen und die an den Besitz von Dingen geknüpfte 
Bewahrung von Erinnerungen, möglich wird.
All dies fördert ein Gefühl der Sicherheit und verhindert, sich 
ständig mit der eigenen Existenzsicherung beschäftigen zu 
müssen. Sicheren Zugang zu Wasser, Strom und Heizung zu 
haben, ermöglicht es Menschen, Zeit und Energie für ande-
re Dinge aufzuwenden. Sonst wird das Nachdenken über das 
eigene Überleben zum alltäglichen Begleiter: Wie sich sauber 
halten? Wo einen Schlafplatz finden? Wo einen Ort für die per-
sönlichen Dinge finden? Woher die Energie nehmen, die es 
braucht, um durch den Tag zu kommen?
Wohnpolitik ist ein zentraler Aspekt für die Reduzierung von 
Armut, weil dadurch möglich wird, Energie in andere Akti-
vitäten zu investieren als in die Sorge um Nahrung, einem 
Schlafplatz usw. Ein Zuhause zu haben, ermöglicht es, über 
Arbeitssuche, Bildung, den Erwerb neuer Fähigkeiten usw. 
nachzudenken. 
Aus jahrzehntelanger Erfahrung wissen wir, dass der Woh-
nungsmarkt nicht genügend adäquate Wohnmöglichkeiten 
für Menschen bereithält, die unter oder knapp an der Armuts-
grenze leben. Staaten sollten daher ihre Wohnpolitik basie-
rend auf dem Bewusstsein der Bedeutung, den ein Zuhause 
für jede und jeden von uns hat, gestalten. Regierungen müs-
sen Überlegungen zu adäquaten Wohnmöglichkeiten, die sie 
für die Menschen in ihrem Land bereitstellen, anstellen. 

Wie sich im Zuge der Vorbereitungen für die Workshops he-
rausgestellt hat, sind Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse auf gewisse Weise eine verborgene Säule der Ar-
mutsbekämpfung, da ihre Effekte nicht ausreichend erforscht 
sind und es wenig allgemeines Bewusstsein hinsichtlich ihrer 
Bedeutung gibt. Dieser Mangel an Bewusstsein ist darauf zu-
rückzuführen, dass mangelnder Strom- oder Wasserzugang 
oft auf Menschen in ländlichen Gebieten oder in sehr margi-
nalisierten städtischen Vierteln, wo es vor allem auch an Sani-
täranlagen mangelt und generell eine schlechte Infrastruktur 
gibt, beschränkt ist.
In jüngster Zeit ist dieses Problem auch im Hinblick auf herun-
tergekommene Wohngebiete von MigrantInnen, älteren Per-
sonen, Roma, Wohnungslosen und anderen ausgegrenzten 
Gruppen deutlich geworden. 
Zu den Dienstleistungen von allgemeinem Interesse gehören 
auch öffentliche Bus- und Zugverbindungen, die im Zeitalter 
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ken, da diese NiedrigeinkommensbezieherInnen diskrimi-
niert; darüber hinaus müssen kostenlose und unabhängi-
ge Beratung und effiziente Beschwerdeprozesse garantiert 
werden.

•	 Die Effekte der Liberalisierung des Marktes, sowie auch der 
Dienstleistungsrichtlinie, müssen dringend evaluiert wer-
den, um deren soziale Auswirkungen auf Menschen mit Ar-
muts- und Ausgrenzungserfahrungen zu messen.

•	 Menschen mit Armutserfahrungen müssen in die Entwick-
lung, Umsetzung und Evaluierung von politischen Maßnah-
men, die mit Dienstleistungen von allgemeinem Interesse 
im Zusammenhang stehen, eingebunden werden, wenn 
eine tatsächliche Bewertung erfolgen soll, in wie weit diese 
und die gegenwärtigen Mechanismen des Binnenmarkts 
soziale Eingliederung fördern.

Sozialdienstleistungen leisten einen entscheidenden Bei-
trag, um die soziale Integration von Menschen in Armut vo-
rantreiben und müssen allen in guter Qualität und garantiert 
zugänglich sein. Binnenmarktregeln dürfen keine Priorität 
über Grundrechte haben und sich nicht negativ auf die Ver-
pflichtung der Mitgliedsländer auswirken, zugängliche Sozi-
aldienstleistungen, die den tatsächlichen Bedürfnissen der 
lokalen Gemeinschaften dienen, bereit zu stellen.
Das Recht auf Sozialleistungen ist in der Grundrechtscharta 
verfasst; aufgrund diskriminierender Kriterien, Verträge und 
Sanktionen wird es jedoch zunehmend schwieriger, dieses 
Recht in Anspruch zu nehmen.

Zentrale Empfehlungen der Delegierten:

•	 Garantiertes Recht auf Zugang zu qualitätvollen Sozial-
dienstleistungen.

•	 Sozialdienstleistungen müssen erschwinglich, von guter 
Qualität und beständig sein, und den Bedürfnissen von 
Menschen mit Armuts- und Ausgrenzungserfahrungen 
entsprechen bzw. sich den veränderten Bedürfnissen im 
Lebenszyklus entsprechend anpassen.

•	 Jede und jeder hat das Recht auf Gleichbehandlung und 
Bewahrung ihrer bzw. seiner Würde, und auf den nicht-dis-
kriminierenden Zugang zu Dienstleistungen.

•	 Information und Beratung müssen jeder Person verpflich-
tend zur Verfügung gestellt werden und solcherart sein, 
dass sie auch für Menschen mit niedrigen Einkommen zu-
gänglich ist, z. B. durch Angebote auf lokaler Ebene.

•	 Der Zugang zu erschwinglicher qualitätvoller Gesundheits-
versorgung und zu Wohnmöglichkeiten muss dringend 
verbessert werden.

•	 Ein Europäisches Observatorium für Gesundheit und Armut 
soll errichtet werden.

•	 Die aktuelle Vorgangsweise, bei der Verträge zwischen 
KlientInnen und Dienstleistungsanbietern abgeschlossen 
werden, wird von Menschen mit Armutserfahrungen mit 
Sorge beobachtet. Es müssen Aktivitäten gesetzt werden. 
um sicherzustellen, dass diese Verträge niemanden diskri-
minieren. 

Mitteilung der slowenischen EU-Ratspräsidentschaft  
an den Rat 
Luxemburg, 9. und 10. Juni 2008

Die slowenische Ratspräsidentschaft hat mit Unterstützung 
der Europäischen Kommission, der Belgischen Regierung und 
dem Europäischen Anti-Armutsnetzwerk (EAPN) am 16. und 
17. Mai 1008 das 7. Europäische Treffen von Menschen mit Ar-
mutserfahrungen in Brüssel organisiert.

124 Delegierte aus 26 Ländern, sowie 90 Gäste aus nationalen 
Ministerien, EU-Institutionen, NGOs, Wissenschaft und Ge-
werkschaften, haben an diesem Treffen teilgenommen.
Das diesjährige Treffen hat sich auf vier Säulen im Kampf ge-
gen Armut konzentriert: 
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
Sozialdienstleistungen
Wohnen
Mindesteinkommen

Im Folgenden finden sich die zentrale Botschaften und 
Empfehlungen der Delegierten des siebten Treffens:

Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, die für alle 
zugänglich und leistbar sind, sind für ein Leben in Würde und 
als Ausdruck des Respekts vor Grundrechten unerlässlich. Vie-
le Delegierte berichteten von zunehmenden Schwierigkeiten 
im Zugang zu Dienstleistungen und Gütern. Im Speziellen 
wurde dabei das Thema Energiearmut diskutiert. Hinsichtlich 
der Konsequenzen steigender Preise für Energie und andere 
Dienstleistungen für Menschen mit niedrigen Einkommen 
wurde große Sorge zum Ausdruck gebracht. Die Delegierten 
machten dabei auch die inakzeptable Wahl zwischen Heizung 
und Ernährung zum Thema. 

Zentrale Empfehlungen der Delegierten:

•	 Der leistbarer Zugang zu Energie und anderen grundle-
genden Dienstleistungen muss als Grundrecht garantiert  
werden.

•	 Alle Mitgliedsländern müssen den leistbaren Zugang zu 
allen entscheidenden Dienstleistungen garantieren, z.B. 
durch Maßnahmen wie Preisregulierungen, den garantier-
ten Zugang zu einem Mindestpaket an Dienstleistungen, 
Maßnahmen zur Prävention von Abschaltungen, etc.

•	 Die vorgeschlagene Europäische Charta der Rechte von 
Energieverbrauchern muss soziale Standards beinhalten 
und rechtliche Verbindlichkeit bekommen. Die Charta 
muss zu einem Instrument des Verbraucherschutzes wer-
den.

•	 Energiearmut muss als zentrales Problemgebiet anerkannt 
werden, auf dem die EU gemeinsam und dringend aktiv 
werden muss, insbesondere im Licht steigender Energie-
kosten. Dabei müssen auch Aktivitäten für faire Preispo-
litik und Energieeffizienz gesetzt und diese mit der Siche-
rung eines adäquaten Mindesteinkommens kombiniert 
werden.

•	 Informationen müssen im persönlichen Kontakt verständ-
lich gemacht und vermittelt werden. Es genügt nicht, sich 
auf elektronische Informationsweitergabe zu beschrän-



7

•	 Wohnen und Wohnungslosigkeit sollten als Thema für ein 
thematisches Schwerpunktjahr der EU-Eingliederungsstra-
tegie gewählt werden.

•	 Öffentlicher sozialer Wohnbau ist ein wichtiger Bestandteil 
einer erfolgreichen Lösungsstrategie gegen Wohnprobleme.

•	 Europäische Strukturfondsmittel sollten besser zur Verstär-
kung des Angebots an kostengünstigem Wohnraum einge-
setzt werden.

•	 Die Mitgliedslänger sollten Vorgaben für den höchstmögli-
chen Prozentsatz an Wohnausgaben vom verfügbaren Ein-
kommen machen.

•	 Steuerpolitische Maßnahmen sollen negative Anreize im 
Hinblick auf leer stehende Wohnungen und Spekulationen 
am Wohnungsmarkt setzen. 

•	 Die Nicht-Diskriminierung beim Zugang zu Wohnmöglich-
keiten ist zentral und die EU-Gesetzgebung muss in diese 
Bereich verstärkt und ihre Umsetzung streng beobachtet 
werden.

Mindesteinkommenssysteme müssen in allen Mitglieds-
ländern eingeführt werden. Ein Mindesteinkommen muss als 
Recht gesehen und es muss erkannt werden, dass die für die 
Bewahrung der Menschenwürde eingesetzten Mittel eine In-
vestition in die Zukunft unserer Gesellschaft sind.

Empfehlungen der Delegierten:

•	 Ein Mindesteinkommen muss als dynamisches Instrument 
gesehen werden, das Menschen in Not auf einfache Weise 
die Möglichkeit zur Verbesserung ihres Lebens bietet.

•	 Unter der Rücksicht, dass Beschäftigung nicht die einzige 
Möglichkeit der Eingliederung ist, sind Mindesteinkommen 
als Investition in die Verbesserung von Eingliederungsmaß-
nahmen zu sehen.

•	 Die TeilnehmerInnen beharrten auf die Fortschritte, die hin-
sichtlich der verfügbaren Information und des Zugangs zu 
Mindesteinkommen, notwendig sind. Bürokratische Proze-
duren sollten vereinfacht und transparenter und unter Res-
pekt für die Würde der betroffenen Personen gestaltet wer-
den (z.B. in dem eine einzige Stelle für Anträge zuständig 
ist und betroffene Personen ihre Geschichte nicht zigmal 
wiederholen müssen).

•	 Mindesteinkommen ist nicht nur eine Sache des Geldes, es 
geht auch um den Zugang zu medizinischer Versorgung, zu 
Kultur ... und zu anderen Ressourcen, die für ein Leben in 
Würde notwendig sind.

•	 Mindesteinkommenssysteme müssen sich an den realen 
Lebenshaltungskosten orientieren und Preissteigerungen 
berücksichtigen. Dabei müssen sie den Lebensstandard 
des betreffenden Landes und die Frage, was Menschen tat-
sächlich brauchen, berücksichtigen. Soziale Organisationen 
spielen eine wichtige Rolle im Hinblick auf partizipative Me-
thoden der Definition eines Warenkorbes, der alles umfasst, 
was für ein Leben in Würde notwendig ist.

•	 Die EU sollte die Anerkennung von Mindesteinkommen als 
Aktivposten und Ressource anstatt als bloße Kosten voran-

•	 Die EU sollte Qualitätsstandards etablieren, um sicherzu-
stellen dass ihre Mitgliedsländer den Zugang zu leistbaren 
qualitätvollen Sozialdienstleistungen garantieren

•	 Nationale Regierungen müssen garantieren, dass Sozial-
dienstleistungen effizient und in Übereinstimmung mit den 
auf EU-Ebene festgelegten Standards umgesetzt werden.

•	 Sozialdienstleistungen müssen auf lokaler Ebene koordi-
niert, umgesetzt und evaluiert werden.

•	 Im Sinne der Respektierung der Menschenrechte müssen 
Menschen mit Armutserfahrungen durch strukturelle Teil-
habemechanismen auf allen Ebenen eingebunden werden. 
Partizipative Modelle der Entwicklung politischer Maßnah-
men und deren Vollzug müssen durch EU-Mittel und natio-
nale Finanzierung aktiv gefördert und unterstützt werden

Das Recht auf Wohnen bzw. Unterkunft muss von der EU 
als Grundrecht anerkannt werden. Die TeilnehmerInnen des 
Treffens betonten, dass Wohnen mehr bedeute als über vier 
Wände zu verfügen und dass Menschen, eine gute Wohnum-
gebung mit guten Dienstleistungsangeboten brauchen, um 
in Würde leben zu können. Die spezifischen Schwierigkei-
ten im Zusammenhang mit Wohnfragen und der Unterkunft 
von Wohnungslosen, Menschen mit Drogenproblemen oder 
psychischen Krankheiten wurden hervorgehoben, aber auch 
Beispiele erfolgreicher Wohnprojekte vorgestellt, die den Be-
dürfnissen der genannten Gruppen entsprechen, diese direkt 
involvieren und von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
geleitet werden.

Zentrale Empfehlungen der Delegierten:

•	 Die TeilnehmerInnen äußerten große Sorge hinsichtlich der 
Schwierigkeiten von MigrantInnen in Wohnfragen. Darüber 
hinaus wurde angemerkt, dass Menschen mit Behinde-
rungen besondere Wohnbedürfnisse haben, um ihr Recht 
auf ein unabhängiges Leben umsetzen zu können. Weiters 
wurde darauf hingewiesen, dass in vielen Mitgliedsländern 
steigende Wohnkosten und der hohe prozentuelle Anteil 
des verfügbaren Einkommens, der für Wohnkosten aufge-
bracht werden muss, zu einem Problem für große Teile der 
Bevölkerung werden. Auch wenn anerkannt wurde, dass 
Wohnpolitik in erster Linie in der Verantwortung der ein-
zelnen Mitgliedsländer liegt, wurde auch zum Ausdruck ge-
bracht, dass es stärkere Anstrengungen in der Zusammen-
arbeit auf EU-Ebene braucht, um die Probleme hinsichtlich 
des Zugangs zu Wohnraum entsprechend anzugehen.

•	 Die Beteiligung von NGOs und Menschen, die persönlich 
von Wohnproblemen betroffen sind, ist zentral um die tat-
sächlichen Bedürfnisse von wohnungslosen Personen und 
Personen mit Wohnproblemen zu erkennen.

•	 Es braucht finanzielle Unterstützung für das Empowerment 
wohnungsloser Menschen und für NGOs, die Lösungsvor-
schläge für Wohnprobleme erarbeiten. 

•	 Durch die Entwicklung von Strategien und Nationalen Akti-
onsplänen soll Fragen der Wohnungslosigkeit größere Auf-
merksamkeit geschenkt werden.
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treiben und sollte vermeiden, Mindesteinkommenssysteme 
als «passive Maßnahmen» zu stigmatisieren.

Die Delegierten betonten die Notwendigkeit, diese vier Säu-
len im Kampf gegen Armut und soziale Ausgrenzung sichtbar 
zu machen. Sie betonten darüber hinaus auch die Wichtigkeit 
des Gesprächs mit den Medien, damit diese anstatt der ne-
gativen Bildern von «faulen, arbeitsunwilligen Menschen» Bil-
der von Armutsrealitäten verbreiten, wie sie von Betroffenen 
erfahren werden. Die Delegierten beharrten darauf, dass die 
Förderung der Partizipation von Menschen mit Armutserfah-
rungen entscheidend für die Überwindung dieser negativen 
Stereotypen ist und einen Beitrag darstellt, ihre Intelligenz 
und wertvollen Erfahrungen, wie auch ihre Fähigkeit, konst-
ruktive Beiträge zu leisten, anzuerkennen.

Die Delegierten forderten die Entwicklung von Evaluationsin-
strumenten, um Fortschritte zwischen den Treffen zu messen. 
Sie wiesen außerdem auf die Notwendigkeit der Evaluierung 
der Effekte der derzeitigen EU-Eingliederungsstrategie im 
Vorfeld des EU-Jahres gegen Armut und soziale Ausgrenzung 
2010 hin.

Vorschläge der Ratspräsidentschaft

Die Präsidentschaft unterstützt die Ansicht, dass die Partizipa-
tion von Menschen mit Armutserfahrungen zentral ist und es 
größerer Anstrengungen bedarf, um diese weiter zu fördern.

Die Präsidentschaft ermutigt die Mitgliedsstaaten die Bot-
schaften und Empfehlungen der Delegierten des siebten 
Treffens in ihre Nationalen Aktionspläne 2008-2011, ihre Nati-
onalen Reformprogramme und in das Follow-up der Kommu-
nikation zur aktiven Eingliederung aufzunehmen.

Die Präsidentschaft bestärkt die Kommission die Vorschläge 
der Delegierten des siebten Treffens im Hinblick auf ihre Ar-
beit an Fragen zu Dienstleistungen, zu den entwickelnden 
Prinzipien aktiver Eingliederung, im Follow up zur Lissabon 
Strategie und der Offenen Methode der Koordinierung zu 
sozialer Eingliederung und bezüglich der Vorschläge für eine 
zukünftige soziale Agenda zu beachten

Die Präsidentschaft ermutigt alle TeilnehmerInnen und Gäs-
te des siebten Treffens die Resultate und Erfahrungen dieses 
Treffens so weit als möglich zu verbreiten und stärkere An-
strengungen zu unternehmen, um den Beitrag dieser Ergeb-
nisse zum Wissens- und Erfahrungsaustausch, zu konkreten 
Armutsbekämpfungsaktivitäten und zur ständigen Weiterent-
wicklung politischer Maßnahmen zur Beseitigung von Armut 
und sozialer Ausgrenzung auf allen Ebenen hervorzuheben.
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2003	 Das für das Treffen unter irischer Präsidentschaft 
gewählte Thema entstammte den Forderungen 
des zweitens Treffens und richtete den Fokus 
auf den Dialog zwischen PolitikerInnen und 
Menschen mit Armutserfahrungen. Unter dem 
Titel «Partizipation ist kein Einbahnstraße» und 
im Kontrast zu bestehenden Traditionen wur-
den die «Autoritäten» bei diesem Treffen zu 
«Gästen» der Menschen mit Armutserfahrungen 
und beteiligten sich direkt am Austausch und 
den Diskussionen in den Workshops. Am Ende 
des Treffens stand ein offenes Diskussionsform 
von Menschen mit Armutserfahrungen und ei-
ner Runde politischer EntscheidungsträgerIn-
nen. Eine DVD, die im Zuge des Events entstand, 
konnte fortan von nationalen Netzwerken des 
EAPN eingesetzt werden, um die Bewusstseins-
bildung von nationalen und regionalen Politike-
rInnen voranzutreiben.

2005	 Die luxemburgische Präsidentschaft beschloss, 
das Thema «Bilder und Wahrnehmung von Ar-
mut» zu behandeln, wobei auch die Medienbe-
richterstattung große Aufmerksamkeit bekam. 
Die TeilnehmerInnen brachten Patchworks, Ma-
lereien und Fotografien zum Treffen mit. Diese 
kreativen Werke wurden zu einer Ausstellung 
zusammengeführt, die im Rahmen des Social 
Round Table in Glasgow erstmals gezeigt wur-
de. Auch ein Ausstellungskatalog wurde veröf-
fentlicht. 
Wie ernst es der luxemburgischen Präsident-
schaft mit ihrem Engagement war, wurde auch 
durch eine wirkungsvolle Mitteilung an den EU-
Ministerrat deutlich, in dem alle EU Mitglieds-
länder aufgefordert wurden, ähnliche Treffen zu 
organisieren.

Viele nationale Netzwerke des EAPN begannen 
in der Folge nach und nach ähnliche Treffen auf 
nationaler oder regionaler Ebene zu veranstal-
ten.

2006	 Unter dem Thema «Wie bewältigen wir unse-
re Armut» umfassten die Vorbereitungen unter 
österreichischer Ratspräsidentschaft alle mögli-
chen Aspekte von Armut und sozialer Ausgren-
zung. Die Grundlagenarbeit, die in der nationalen 
Vorbereitungsarbeit der Delegationen geleistet 
wurde, bezeugte das hohe Maß an Eigeninitiati-
ve und Energie von Menschen mit Armutserfah-
rungen. Alle Delegationen hatten Poster vorbe-
reitet, deren Präsentation im Eröffnungsplenum 
zu einem unvergesslichen Highlight des Treffens 
wurde. Die Poster wurden zu einer Ausstellung 
für den Round Table in Finnland zusammenge-
stellt, die im April 2007 auch im Kommissionsge-

Der Europäische Rat von Lissabon (2000) beschloss die Reali-
sierung einer Europäischen Strategie, um «bis zum Jahr 2010 
einen entscheidenden Beitrag zur Beseitigung von Armut in 
Europa zu leisten»; die dabei vereinbarte Strategie der Be-
kämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung ist ein zen-
trales Element hinsichtlich der Erfüllung dieser Verpflichtung 
und soll alle Akteure, einschließlich Menschen mit Armutser-
fahrungen, mit einbeziehen.

Die Europäischen Treffen von Menschen mit Armutserfahrun-
gen werden im Rahmen dieser Strategie umgesetzt und sind 
Teil eines voranschreitenden Prozesses.
Dabei werden in jedem Mitgliedsland sowohl intensive Vor-
bereitungs- als auch Nacharbeiten unternommen.

Was ist von den vergangenen Treffen festzuhalten?

2001	 brachte die belgische Regierung ihre seit 1994 
bestehenden Erfahrungen mit Partizipations-
projekten ein und nutzte ihre EU-Ratspräsident-
schaft, um das erste Europäische Treffen von 
Menschen mit Armutserfahrungen zu veranstal-
ten, das sich mit den vier Themenfeldern Woh-
nen, Gesundheit, Ausbildung und Einkommen 
beschäftigte.
Zentrale Schlussfolgerung diese ersten Treffens 
war es, dass Menschen mit Armutserfahrungen 
über das Wissen und die Expertise verfügen, um 
Ausgrenzung zu analysieren und dass sie an der 
Gesellschaft teilhaben und in alle Entscheidun-
gen, die für ihr Leben relevant sind, einbezogen 
werden wollen.

2002	 schlug die belgische Regierung die Abhaltung 
eines zweiten Treffens vor, eine Initiative, die von 
der Griechischen Präsidentschaft aufgegriffen 
wurde. Das EAPN wurde beauftragt, das Treffen 
vorzubereiten, aus Zeitmangel war jedoch keine 
umfassende Vorbereitungsarbeit der Delegatio-
nen möglich. Thema waren Beispiele guter Par-
tizipationspraxis. In den Vorbereitungsarbeiten 
und Workshops wurden Modelle partizipativer 
Prozesse sichtbar und es wurde folgende Forde-
rung der Delegierten verabschiedet: Menschen 
mit Armutserfahrungen möchten direkt mit po-
litischen EntscheidungsträgerInnen über die sie 
betreffende Politik sprechen.

Auf Basis dieser Forderung richtete die griechi-
sche Präsidentschaft im Juni des Jahres die An-
frage an den Rat, die Europäischen Treffen als 
regelmäßig stattfindenden Prozess, vergleich-
bar dem jährlichen Social Round Table, zu etab-
lieren.

Die Europäischen Treffen –  
ein voranschreitender Prozess
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bäude und im Juli 2007 beim ersten nationalen 
Treffen von Menschen mit Armutserfahrungen 
im Vereinigten Königreich zu sehen war. Die Eva-
luation des fünften Treffens machte die Notwen-
digkeit einer Bestandsaufnahme der bisherigen 
fünf Treffen deutlich.

2007	 Für das unter deutscher Ratspräsidentschaft 
durchgeführte sechste Treffen wurde beschlos-
sen, diese Bestandsaufnahme unter dem Titel 
«Den Prozess verstärken, die nächsten Schritte 
planen» in den Blick zu nehmen
130 Delegierte aus 27 Ländern, sowie 97 Reprä-
sentantInnen von europäischen und nationalen 
Behörden trafen sich am 4. und 5. Mai in Brüs-
sel. Sowohl Delegierte als auch Gäste brachten 
das Thema des Treffens durch das Mitbringen 
eines symbolischen Objekts auch visuell zum 
Ausdruck. Ohne die vorhandenen sozialen Fort-
schritte gering schätzen zu wollen, betonten die 
Delegierten, dass das Ziel die Armut bis 2010 zu 
beseitigen angesichts des deutlichen Zeichens 
der Zunahme von Armut unrealistisch sei.
Das sechste Treffen brachte deutlich zum Aus-
druck, dass partizipative Prozesse einen wesent-
lichen Beitrag zum Empowerment von Men-
schen mit Armutserfahrungen leisten. Dabei 
wurde auch festgestellt, dass die Zusammenar-
beit zwischen Organisationen und öffentlichen 
Behörden verstärkt werden konnte und eine 
Verbesserung des fortlaufenden Dialogs auf na-
tionaler Ebene gefordert.
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Eröffnungsplenum

Marjeta COTMAN, Ministerin für Arbeit, Familie und sozi-
ale Angelegenheiten, Slowenien

Zuerst möchte ich all den Mitorganisatoren danken, beson-
ders dem Europäischen Anti-Armutsnetzwerk EAPN, dessen 
Direktor Fintan Farrell und seinem Team, ohne die dieses Tref-
fen nicht abgehalten hätte werden können. Ich möchte außer-
dem meinen Dank gegenüber der Europäischen Kommission 
für ihr Engagement und ihre finanzielle Unterstützung zum 
Ausdruck bringen, sowie der belgischen Regierung danken, 
die den Veranstaltungsort zur Verfügung stellt und es uns da-
mit ermöglicht, über das uns allen wichtige und besorgniser-
regende Thema der Armut zu diskutieren. 

Ich muss zugeben, dass ich sehr viel glücklicher wäre, wenn 
wir in einem Europa, in dem schon vor Jahren soziale Siche-
rungssysteme entwickelt wurden, nicht über Armut diskutie-
ren müssten. Unglücklicherweise müssen wir uns jedoch mit 
der Tatsache abfinden, dass im 21. Jahrhundert Armut nicht 
nur eine noch stets vorhandene, sondern sogar eine zuneh-
mende Realität darstellt.

Ich möchte sie nicht mit Statistiken belasten, die für Sie und 
Ihre Famlien nicht sehr relevant sind. Meiner Meinung nach ist 
es unsere wichtigste Aufgabe, für jene Bedingungen zu sorgen, 
die jeder und jedem die Möglichkeit eines würdigen Lebens 
guter Qualität geben. Wir sollten dabei auf gemeinsame eu-
ropäische Werte wie Solidarität und Zusammenhalt aufbauen, 
auf Chancengleichheit, die Bekämpfung jeglicher Form von 
Diskriminierung, Sicherheit am Arbeitplatz, die Einbeziehung 
der Zivilgesellschaft und auf nachhaltiges Wachstum.

Arbeit ist der wichtigste Wert. Dabei geht es nicht einfach um 
eine Arbeit, mit der wir unser Brot verdienen, sondern um 
eine Arbeit, die unsere Menschenwürde fördert und uns Si-
cherheit gibt. Daher ist die Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
all jener die zu Erwerbsarbeit fähig sind ein zentrales Ziel auf 
europäischer Ebene. Gleichzeitig müssen wir jedoch auch ad-
äquate Sozialschutzsysteme für jene die nicht arbeiten kön-
nen, garantieren.

Armut und soziale Ausgrenzung sind komplexe und multidi-
mensionale Probleme, die sowohl die Gesellschaft als auch 
Individuen betreffen. Wir müssen dies im Zusammenhang 
sehen. Die Erfahrungen, die aus bisherigen Treffen gewonnen 
wurden, haben gezeigt, dass die Kooperation zwischen Re-
präsentantInnen nationaler Regierungen, der Europäischen 
Kommission, NGOs, der Sozialpartner und anderer wichtiger 
Akteure im Austausch mit Menschen mit Armutserfahrungen 
zentral für die Bekämpfung von Armut ist. Eine solche Koope-
ration ist für die Verbesserung politischer Maßnahmen und 
Praktiken, die das alltägliche Leben von Menschen mit Armut-
serfahrungen betreffen, von großer Bedeutung.

Aktuelle Diskussionen zur erneuerten sozialen Agenda bestä-
tigen, dass soziale Ziele Bestandteil europäischer Politik wer-

den und fortlaufend beobachtet werden müssen. Wir müssen 
uns zudem darum bemühen, dass diese Ziele von der Bevöl-
kerung unterstützt werden.
Wir alle wünschen uns Möglichkeiten für die beste persön-
liche Entwicklung, wir alle brauchen Zugang zu Bildung, zu 
guter Gesundheitsversorgung, zu Sozialdienstleistungen und 
anderen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse. Und 
vor allem brauchen wir Solidarität. Wir brauchen sie, wenn wir 
nicht in der Lage sind, für uns selbst zu sorgen, und die Ge-
sellschaft braucht Solidarität, um Bestand zu haben und sich 
weiterentwickeln zu können.

Wir wissen, dass soziale Ziele in alle Bereiche europäischer 
Politik integriert werden müssen. Wir müssen Möglichkeiten 
schaffen, die Entwicklung des individuellen Potentials in je-
der Lebensphase zu maximieren, wir müssen Zugang zu Bil-
dung, Pflege, sozialer Sicherheit und Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse schaffen, deshalb muss die Europäi-
sche Agenda einen besonderen Fokus auf Investitionen in die 
entsprechende Infrastruktur legen. Letztendlich ist Solidarität 
sowohl auf individueller Ebene, also für jene, die nicht für sich 
selbst sorgen können, als auch für den Bestand und die Wei-
terentwicklung der Gesellschaft entscheidend.
Bereits auf dem von der deutschen Präsidentschaft im Vorjahr 
organisierten sechsten Treffen wurde festgelegt, dass diese 
Treffen auch eine neue Möglichkeit darstellen, sich in die Im-
plementierung verschiedener Prozesse und politischer Maß-
nahmen auf EU Ebene einzubringen.
Dabei sind es nicht PolitikerInnen oder WissenschaftlerInnen 
die im Zentrum des Interesses stehen, sondern die Menschen, 
die ihre Probleme selbst am besten kennen. Jedes Wort und 
jede Meinung ist wichtig, um die größtmögliche soziale Teil-
habe zu erreichen. Deshalb muss jede Person in die Lage 
versetzt werden, ihre oder seine Meinung zum Ausdruck zu 
bringen und damit zu einem sozialen Europa, das frei von 
Ausgrenzung ist, beizutragen.
Das Thema des diesjährigen Treffens lautet: «Vier Säulen im 
Kampf gegen Armut». Diese Säulen sind: Sozialdienstleistun-
gen, Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, Wohnen 
und Mindesteinkommen. Warum diese vier Säulen? Weil im 
letztjährigen Treffen diese als besonders brennende Fragen 
betont wurden. Deshalb ist auf diesen Gebieten unser ge-
meinsamer Beitrag gefragt. Darüber hinaus müssen wir diese 
Beiträge in die aktuellen Diskussionen zum Binnenmarkt und 
zur Liberalisierung von Dienstleistungen und in den Entwurf 
eines Mindesteinkommensstandards für die Europäische Uni-
on einbringen.

Die Bemühungen auf EU-Ebene müssen darauf abzielen die 
Rolle der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse und 
deren Bedeutung für Menschen zu bewahren. Wir möchten 
außerdem die Qualität und die Zugangsmöglichkeiten zu So-
zialdienstleistungen deutlich steigern, da dies die Lebensqua-
lität von EU-BürgerInnen ohne Zweifel erhöhen wird.
Dies ist eines der zentralen Ziele, das von der slowenischen 
Ratspräsidentschaft, die einen besonderen Fokus auf Sozi-
adienstleistungen legt, unterstützt wird. Wir unterstützen 
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den Vorschlag der Europäischen Kommission hinsichtlich des 
Aufbaus eines harmonischen europäischen Rahmenwerks 
für Sozialdienstleistungen. Wir setzen uns auch für ein Über-
einkommen zu zentralen Prinzipien zur Qualität von Sozial-
dienstleistungen und von Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse auf EU-Ebene ein. 

Wir sind sehr daran interessiert, Ihre Meinungen zu wohnpo-
litischen Fragen und Fragen rund um ein Mindesteinkommen 
zu hören.

Wir brauchen Ihre Hilfe, um adäquate Lösungen zu finden. Ich 
bin davon überzeugt, dass Sie in den nächsten beiden Tagen 
sehr aktiv und sehr erfolgreich sein werden, dass es Ihnen 
möglich sein wird, zuzuhören und gehört und verstanden zu 
werden. Ich bin überzeugt, dass wir gemeinsam Lösungen für 
Ihre alltäglichen Probleme suchen und finden werden.

Ich wünsche Ihnen produktive Diskussionen.

Jerome VIGNON, Direktor, Direktorat für Sozialschutz 
und Integration, Europäische Kommission

Die Herausforderungen dieses weiteren Treffens von Menschen 
mit Armuts- und Ausgrenzungserfahrungen 

Als Vertreter der Europäischen Kommission hatte ich das Pri-
vileg bereits an den vorhergehenden Treffen teilzunehmen 
und ich möchte deren Bedeutung für die europäischen Insti-
tutionen: das Europäische Parlament, den Ministerrat und die 
Kommission unterstreichen und betonen, wie produktiv sich 
dieser seit 2001 geführte Dialog 2001 erwiesen hat.

Meine Anerkennung gilt auch dem belgischen Staat, der heu-
te durch den Staatssekretär für Armutsbekämpfung, Jean-
Marc Delizée vertreten wird. Ich bin mir vollkommen bewusst, 
dass Belgien die treibende Kraft hinter der ursprünglichen Ini-
tiative eines solchen Treffens im Jahr in Jahr 2001 war, das den 
Ausgangspunkt für eine europäische Strategie der Bekämp-
fung von Ausgrenzung und Armut bildete.

Wir wissen, dass nichts perfekt ist. Es ist nicht einfach aus allen 
Ecken eines wachsenden Europas zusammen zu kommen. Es 
ist nicht einfach, sich so lange im Voraus vorzubereiten. Dank 
der Beharrlichkeit des EAPN und dessen OrganisatorInnen, 
denen ich hiermit gratulieren möchte, ist diese Treffen jedes 
Jahr möglich, wird dieses Treffen immer größer und von grö-
ßerem Nutzen. Und dies verdient umso mehr Anerkennung, 
als im letzten Jahr -  2007 - einen gewisse Frustration wahr-
nehmbar war.

Was haben die Treffen der Kommission gebracht?

Diese Treffen haben reale Auswirkungen. Zunächst weil Sie es 
sind, die die Institutionen einladen, was ein wichtiges Symbol 
des Beitrags von Menschen mit Armutserfahrungen ist.
Aus den Treffen der Jahre 2001 und 2003 hat die Kommission 
gelernt, dass Partizipation ein Schlüsselaspekt der Europäi-
schen Strategie ist. 2005 wurde auf die symbolische Bedeu-
tung der Bilder und Wahrnehmungen von Menschen mit 
Armutserfahrungen hingewiesen. Seither beinhaltet das För-
derprogramm «Progress» einen Schwerpunkt auf Fragen der 
Kommunikation und der Bilder.

2006 war die Reduzierung von Ungleichheiten angesichts ei-
ner sich zunehmend pyramidal entwickelnden Gesellschaft 
das zentrale Thema des Europäischen Treffens. 
Diesem Ergebnis folgend, betonte die Lissabon Strategie so-
ziale Eingliederung als Ziel an sich. Die soziale Frage wurde zu 
einem Ziel der Europäischen Union.

2008 geht es um die gemeinsame Wirkkraft von Dienstleis-
tungen. Sozialer Zusammenhalt hat nicht nur mit Beschäf-
tigung zu tun. Alle Politikbereiche der Europäischen Union 
müssen zur Verwirklichung von sozialem Zusammenhalt in 
Europa beitragen.

Jean-Marc DELIZÉE, Staatssekretär für  
Armutsbekämpfung, Belgien

Ich möchte zunächst betonen, dass es mir eine Ehre ist an 
diesem Europäischen Treffen teilzunehmen. Ich sage dies 
mit einer Mischung aus Demut und Respekt. Demut, weil die 
Übernahme von Verantwortung für Armutsbekämpfung in 
Belgien, wie überall in Europa, bedeutet, sich angesichts ei-
ner immensen Herausforderung sehr klein zu fühlen. Es geht 
um die fundamentale Frage, wie Ungleichheiten, die in Bel-
gien, in Europa und in der Welt existieren, reduziert werden 
können. Wie können wir die Spaltung unserer Gesellschaft 
heilen? Wie können wir allen Existenzsicherung und Würde 
garantieren?
Respekt, weil ich mir vorstellen kann, wie groß die Anstren-
gungen für einige von Ihnen sind. Ich kann mir vorstellen, 
dass es nicht leicht ist, hier herzukommen und Zeugenschaft 
abzulegen, die eigene Lebensrealität zu erklären und die ei-
genen Anliegen vorzubringen. Respekt, weil Sie die Stärke 
gefunden zu haben, dies zu tun.

2001 hat die belgische Ratspräsidentschaft der Europäischen 
Union das erste Europäische Treffen initiiert und organisiert, 
um einen dialogalen und partnerschaftlichen Zugang zu Ar-
mutsdiskussionen zu ermöglichen. Diese Initiative wurde von 
anderen Ländern aufgegriffen. 
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Ich möchte mich bei den PolitikerInnen, die diesen Weg wei-
ter beschritten haben bedanken, und besonders bei meiner 
slowenischen Kollegin, Frau Cotman, für die Organisation die-
ses siebten Treffens.

Erstmals gibt es in Belgien nun einen Staatssekretär für Ar-
mutsbekämpfung. Die belgische Regierung will diese damit 
als wichtiges Thema betonen. Es gilt eine große Herausforde-
rung anzunehmen zu deren Bewältigung die Mobilisierung 
aller Kräfte notwendig ist. Ein Staatssekretariat verleiht dem 
Kampf gegen Armut politische Öffentlichkeit. Meine Aufga-
be ist es Aktivitäten zu stimulieren und zu koordinieren, da-
bei werden unsere Reflexionen von Ihrer Arbeit genährt. Ich 
möchten Ihnen vor allem zuhören, Ihre Erwartungen, Erfah-
rungen und Forderungen hören.  Wir können keine Lösungen 
ohne dieses Zuhören, den Austausch und Dialog finden. Po-
litik darf nicht für sondern muss mit den Menschen gemacht 
werden und es braucht die Mobilisierung aller auf allen Ebe-
nen, in der eigenen Nachbarschaft und dem eigenen Dorf bis 
hin zu den europäischen Autoritäten.

Im Jahr 2000 in Lissabon haben sich die Staatschefs sehr am-
bitionierte Ziele gesetzt, aber wir sind keinen Schritt vorange-
kommen. Wir müssen gemeinsam konkrete Maßnahmen für 
unsere Länder vorschlagen und erneut europäische Ziele für 
eine Gesellschaft mit starkem sozialen Zusammenhalt formu-
lieren.

Salomé MBUGUA, Teilnehmerin des 6. Europäischen  
Treffens von Menschen mit Armutserfahrungen – 2007

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, den VeranstalterInnen 
dieses wichtigen Treffens zu danken und der Hoffnung Aus-
druck zu geben, dass diese Zusammenkünfte fortgesetzt wer-
den. Ich fühle mich privilegiert und geehrt, meine Erfahrun-
gen des letzten Jahres hier mit Ihnen teilen zu dürfen. 
Als ich 2007 ausgewählt wurde, um am sechsten Treffen teil-
zunehmen, war mir nicht klar, was mich erwartete. Vier der 
irischen TeilnehmerInnen trafen sich im Vorfeld mehrmals zur 
Vorbereitung auf das Treffen. Irland entschied sich das Thema 
Armutserfahrungen von MigrantInnen zu wählen und folglich 
wurden die VertreterInnen Irlands aus verschiedenen migran-
tischen Gruppen ausgewählt.

Sieben Bereiche die den Lebensstil und die Lebensbedingun-
gen von MigrantInnen beeinflussen, wurden bestimmt und 
jede TeilnehmerIn übernahm es, zu einem Bereich nähere Re-
cherchen anzustellen.

1.	 19,10 Euro für erwachsene AsylwerberInnen
2.	 Eingeschränkte Mobilität
3.	 Familienzusammenführung

4.	 Rassismus und Diskriminierung
5.	 ArbeitnehmerInnen ohne Papiere
6.	 Mangel an Anerkennung von Ausbildungen

Die vier VertreterInnen arbeiteten mit ihren jeweiligen Gruppen 
daran, Bilder für ihre Präsentation vorzubereiten. Die Unterstüt-
zung des EAPN Irland in diesem Vorbereitungsprozess war hilf-
reich und wurde von uns dankbar angenommen: professionel-
le Unterstützung und Meinungen waren uns sehr wichtig. 

Die Delegierten aus Irland reisten bereits am Vortag des Tref-
fens an. Die TeilnehmerInnen aller Länder waren aufgefordert 
worden, selbst angefertigte dreidimensionale Objekte im Er-
öffnungsplenum zu präsentieren. Als wir an der Reihe waren, 
wurde mir klar, dass die Anwesenheit von vier Delegierten ei-
ner ethnischen Minderheit eine Herausforderung war. 
Wir hatten beschlossen Delegierte zum Treffen zu schicken, 
die direkte Erfahrungen mit den dort diskutierten Themen 
hatten. Das war eine sehr starke und sehr stärkende Erfahrung. 
Wir spürten auch, dass unsere Präsentation die Anwesenden 
bewegte und wir glauben, viel von den anderen gelernt zu 
haben, denn es ist wichtig von der Verschiedenartigkeit von 
in Europa lebenden Menschen und deren unterschiedlicher 
Erfahrungen von Armut, Ausgrenzung und Diskriminierung 
zu hören.

Unsere Präsentation stellte auch die Meinung der irischen 
Mehrheitsgesellschaft bezüglich des ökonomischen Erfolgs 
Irlands der letzten Jahre in Frage. Wir betonten den Beitrag 
der MigrantInnen zu diesem Wirtschaftswachstum und auch 
das Ausmaß, in dem diese unsichtbar bleiben und nach wie 
vor in Armut leben. Es war uns wichtig, unsere Stimmen zu 
erheben und uns selbst vertreten zu können und als Gleich-
berechtigte gehört zu werden.

Die Workshops gaben uns Gelegenheit zur Vernetzung, zum 
Erfahrungaustausch und zur Entwicklung von Strategien, die 
uns vorwärts bringen. Die Workshopleitung war exzellent, wir 
konnten uns einbringen und von anderen TeilnehmerInnen 
lernen. Die Bedeutung der Vernetzung kann nicht überschätzt 
werden und es herrschte eine wahrlich zündende Atmosphä-
re. Im Laufe der beiden Tage gelang es mir, viele Delegierte 
kennen zu lernen, mit denen ich auch in der Folge in Kontakt 
geblieben bin. Die Präsentationen und Beiträge aus anderen 
Ländern waren sehr aufschlussreich und machten ein hohes 
Maß an Kreativität sichtbar.
Das Treffen war sehr gut moderiert und die Vorsitzenden 
waren ständig darum bemüht, sicherzustellen, dass alle De-
legierten zufrieden waren. Bei einer Gelegenheit wiesen die 
irischen Delegierten auf eine Kürzung in ihrem Input hin und 
dies wurde verbessert. Diese Dinge waren uns als Gruppe von 
MigrantInnen wichtig und zeigten, dass wir ernst genommen 
wurden.
Es war eine positive Erfahrung. Der einzig negative Aspekt war 
die Beschaffung von Visa: Eine von uns hatte große Schwierig-
keiten dabei, was uns mit Deutlichkeit daran erinnerte, warum 
wir zum Treffen gekommen waren. 
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Workshops

Die insgesamt sieben Workshops versammelten:

•	 Delegierte aus 25 EU-Mitgliedsländern und aus Norwegen, 
90% davon mit persönlichen Armutserfahrungen

•	 «Gäste» aus verschiedenen europäischen und nationalen 
Institutionen, die im Bereich Armut und soziale Ausgren-
zung tätig sind, sowie aus europäischen Organisationen 
und dem Wissenschaftsbetrieb

•	 So genannte «Ressource Persons» aus den Reihen der 
Kommission, anderer europäischer Institutionen, aus euro-
päischen NGOs, regionalen Regierungen und Organisatio-
nen, die soziale Dienstleistungen anbieten.

Damit wurde ein neues Workshop-Design eingeführt, das 
dazu beitragen sollte, einen effektiven Austausch zu stimu-
lieren.

Die Grundlagenarbeit für jeden Workshop wurde in den Mit-
gliedsländern geleistet und Auszüge aus diesen Vorarbeiten, 
die auch in der jeweiligen Einleitung der  Workshopberichte 
zu finden sind, wurden von den Delegationen präsentiert und 
sollten für schnelle Einstiege und lebhafte Diskussionen sor-
gen.
Gegen Ende jedes Workshops wurden die Beiträge und Dis-
kussionen zusammengefasst und eine Reihe von Vorschlä-
gen und Forderungen erarbeitet. Die Ergebnisse wurden 
schließlich in die Plenumsdebatte eingebracht und dort zur 
Diskussion gestellt. 
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Sozialdienstleistungen

Auszüge aus der  
Vorbereitungsarbeit
Spanien, Portugal, Polen, Norwegen, Italien, Dänemark, Sloweni-
en, Zypern, Frankreich, Vereinigtes Königreich

Was funktioniert

•	 Es wurden Investitionen in Ausbildungsprogramme ge-
tätigt, was von benachteiligten Gruppen als zentrale Vor-
aussetzung gesehen wird, um einen guten Arbeitsplatz zu 
bekommen, der angemessene Bezahlung mit der Wahrung 
menschlicher Würde verbindet.

•	 Einige Programme der aktiven Arbeitsmarktpolitik, speziell 
jene von offiziellen Arbeitsagenturen, führten zur Arbeits-
marktintegration von benachteiligten Gruppen und förder-
ten auch deren Selbstbewußtsein.

•	 Einige Personen, die sich seit Jahren mit SozialarbeiterInnen 
treffen, haben eine Veränderung dieser Beziehungen beob-
achtet. «Wenn du dich unter anderen Umständen triffst, als 
dem einer Unterstützungsanfrage, sondern gemeinsam ge-
gen Armut auftrittst, ändert sich die Beziehung. Wir werden 
nicht länger als Probleme gesehen, sonden als menschliche 
Wesen, die über ihre Prolbeme reden.» Einige Sozialarbeite-
rInnen bestätigen dies.

•	 Nach Meinung einiger Leute hat die Entwicklung von NGO-
Initiativen und Projekten die Möglichkeiten aus der Armut 
zu kommen, erhöht. Jene, die diese Möglichkeiten nutzen, 
verstehen nicht immer, warum andere dies nicht tun. Die 
Unterstützung von NGOs wird positiver beurteilt als jene 
der offiziellen Agenturen.

•	 In der Gesetzesänderung (328/2000) zur Integration sozia-
ler Dienstleistungen findet sich die praktische Anwendung 
des Prinzips der Partizipation, sowohl im Entwurf, als auch 
hinsichtlich der Umsetzung und des Follow-ups nach der 
Evaluation der Sozialdienstleistungen.

•	 Soziale Dienstleister haben bereits begonnen bzw. sind da-
bei KlientInnenrechtskatalog zu erstellen.

•	 Viele SozialarbeiterInnen und andere MitarbeiterInnen sind 
sehr engagiert und glauben an ihre Arbeit.

•	 AlleinerzieherInnen-Haushalte erhalten zusätzliche Unter-
stützung. Familien mit niedrigem Einkommen und jenen 
mit Kindern stehen kostenlose Kinderbetreuung und –ta-
gesstätten zur Verfügung.

•	 All die von engagierten Einzelpersonen durchgeführten 
Unterstützungsaktionen laufen sehr gut. Wenn Mitarbeite-
rInnen nicht weiter wissen, können sie sich an Partner bzw. 
das Netzwerk wenden.

•	 Viele lokale Initiativen funktionieren sehr gut, sind aber un-
terfinanziert.

Was nicht funktioniert

•	 Es gibt einen großen Mangel an Sozialdienstleitungen, ei-
nerseits im Hinblick darauf, was in einem Land gebraucht 
wird, andererseits im Hinblick auf die vorhandene Qualität.

•	 Der Zugang zu qualitätvollen Gesundheits-Dienstleistun-
gen und die Wartezeiten in öffentlichen Krankenhäuser sind 
ein Problem, das besonders ältere von Armut betroffenen 
Menschen und jene, die ständig Pflege brauchen, betrifft.

•	 Der Zugang zu qualitätvollen Ausbildungsmaßnahmen 
die zu einem anständig bezahlten Arbeitsplatz führen, ist 
nicht garantiert: das ist eines der größten Probleme für jun-
ge Leute, arbeitslose ArbeiterInnen und jene über 40. Es ist 
noch stets sehr schwierig einen anständigen Job zu finden 
und das wird durch die Tatsache erschwert, dass große Be-
triebe die Produktion ins Ausland auslagern, sowie durch 
den Kollaps traditioneller Wirtschaftszweige.

•	 Die große Zahl der KlientInnen sind unzufrieden mit der 
Qualität des Kontakts zu SozialarbeiterInnen, die wenig Ver-
ständnis für ihre Situation und kaum Flexibilität zeigen: «Sie 
halten sich strikt an die Reglen.» Menschen sind weniger 
wichtig als die Buchstaben des Gesetzes.

•	 Es gibt Probleme mit Projektfinanzierungen: «Wir wissen 
dass es Finanzierung für Armutsbekämpfungsprojekte gibt, 
aber wir können nicht erkennen, wie diese evaluiert wird. 
Offfensichtlich gibt es keine Kontinuität. Einige Projekte 
werden eingestellt, andere beginnen. Manchmal kommt 
das Geld sehr spät und muss sehr schnell ausgegeben wer-
den. Wer denkt sich das alles aus? Wer verfolgt das länger-
fristig, um Kontiniutät zu gewährleisten? Manchmal sieht 
es so aus, als würden Projekte nur durchgeführt, damit die 
Betreiber ihre Aktivitäten finanzieren können. Die Projekte 
leisten keinen Beitrag und das Geld ist verloren.»

•	 Gesetze und Regeln kommen nicht überall gleichermaßen 
zur Anwendung.

•	 Beispiele guter Praxis sind fast immer projektbasiert und 
sind zu Ende, wenn das Projekt abgeschlossen wird.

•	 Projektfinanzierung hängt vom guten Willen der Politike-
rInnen und dem zur gegebenen Zeit verfügbaren Geld ab.

•	 Die Fragementierung von Sozialdienstleistugnen macht es 
sehr schwer ganzheitliche Aktivitäten zu setzen.

•	 Zu viel Papierkram ist schlecht fürs Casemanagement, zu viel 
Zeit wird in Sitzungen verbracht. SozialarbeiterInnen fehlt 
die Zeit, sich ordentlich mit den Leuten zu beschäftigen.

•	 KlientInnen haben Schwierigkeiten ihre Akte zu sehen. So-
zialarbeiterInnen wollen nichts lernen.

•	 Von der Administration wird keine Verantwortung (z.B. für 
verlorengegangen Papiere) übernommen und es gibt kei-
ne Entschädigung für adminsitratvie Fehler, die schwerwie-
gende Koknsequenzen haben können.
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Kommentare aus dem Workshop

•	 Sozialdienstleistungen werden als Dienstleistungen für Ar-
mutsbetroffene gesehen und stimgatisieren diese.

•	 Menschen schämen sich Sozialdienstleistungen in An-
spruch zu nehmen.

•	 In unserem Land wird auf Ausbildungsmaßnahmen gesetzt 
und nicht auf die Performance von Sozialdienstleistungen 
geachtet.

•	 Viele Menschen haben ein Recht auf Sozialdienstleistungen 
und wissen es nicht. Es gehört zu den BürgerInnenrechten 
zu wissen, wohin man sich wenden kann.

•	 Gefährdete Personen werden nicht as  betrachtet.
•	 Sozialdienstleistungen werden privatisiert, das bedeutet, 

sie orientieren sich am Geld.
•	 SozialarbeiterInnen respektieren die Würde der Personen 

nicht.
•	 In meinem Land gibt es keine Sozialdienstleistungen, die 

mir helfen. Ich muss mich ständig an meine FreundInnen 
und meine Familie wenden.

•	 Frauen werden im Zusammenhang mit Sozialdienstleistun-
gen stärker diskriminiert.

•	 In meinem Land haben migrantische ArbeiterInnen keinen 
Zugang zu Sozialdienstleistungen. Sie arbeiten inoffiziell, 
leben in Substandardwohungen und ihre Kinder gehen 
nicht zur Schule.

•	 Soziale Dienstleistungsanbieter haben wenig Verständis. 
Wenn ich dorthingehen, kann ich sehen, wie sie denken: 
«Was macht der hier. Er braucht uns nicht.» Sie glauben das, 
weil ich nicht abhängig bin.

•	 Armut ist kein individuelles Problem. Armutsbetroffene sind 
nicht selbst an ihren Problemen schuld. Die Frage, die ge-
stellt werden muss, ist nicht, warum eine bestimmte Perso-
nen arm ist, sonder wie die Armut reduziert werden kann.

•	 18–25jährige haben keinen Anspruch auf ein Mindestein-
kommen. Aber es gibt kein Alter, in dem Armut gut ist.

Zusammenfassung

Nach Meinung der WorkshopteilnehmerInnen sind Sozial-
dienstleitungen grundlegende universale Dienstleistungen, 
die für jede und jeden zugänglich sein müssen. Sie müssen die 
ganze Person in den Blick nehmen, auch wenn diese Person 
verschiedene Probleme hat. Das bedeutet, das Dienstleistungs-
anbieter zusammengeschlossen bzw. sich vernetzen müssen. 
Dabei muss die individuelle Person respektiert werden.

Breiten Konsens gab es bezüglich der Schwierigkeiten im Zu-
gang zu Sozialdienstleistungen und der mangelnden Infor-
mation über bestehende Rechte.
Sozialdienstleistungen müssen in der Verantwortung des 
Staates bleiben und es muss gesetzliche Ansprüche geben. 
Sie müssen ausreichend und in hoher Qualität zur Verfügung 
stehen. Die Privatisierung von Sozialdienstleistungen bedeu-
tet, diese Wirtschafts- und folglich Profitkriterien zu unter-
werfen, die dem Konzept von Dienstleistungen schaden.

In einigen Mitgliedsländern setzen soziale Dienstleister auf 
Empowerment, was den KlientInnen zu nutzen scheint. Als 
gute Praxis hat sich auch die Einbindung von NGOs und öf-
fentlicher Stellen in Dienstleistungsangebote bewährt. Dabei 
ist es wichtig, auch Menschen mt Armtuserfahrungen in Ent-
scheidungsprozesse einzubinden.
Bürokratie ist das große Problem im Hinblick auf den Vollzug 
von Sozialdienstleistungen. AntragstellerInnen müssen un-
zählige Formulare ausfüllen, um irgendeine Leistung in An-
spruch nehmen zu können. Viele fühlen sich gezwungen, eine 
Rolle zu spielen bzw. eine Fassade aufrechtzuerhalten, um Zu-
gang zu bekommen. Außerdem ist es schwer, die Meinungen 
anderer, der Familie und von FreundInnen auszuhalten, wenn 
man von Sozialleistungen lebt.
Der Zugang zu Unterstützung durch einige Sozialleistungen 
ist nur durch Abschluss eines Vertrags möglich, wodurch oft 
Druck auf KlientInnen ausgeübt und ihnen erneut die Verant-
wortung übertragen wird.

Einige Länder haben die Verantwortung für Sozialleistungen 
dezentralisiert.  Wohlfahrtspolitik wird von lokalen Regierun-
gen entwickelt, dabei kommt es zu unterschiedlichen Rege-
lungen. Die Verwaltung von Sozialleistungen wird mehr und 
mehr an Freiwilligengruppen übertragen.

Aus dem Recht auf Inanspruchnahme wird mehr und mehr ein 
reines Beistandsangebot. Rechte, die ursprünglich selbstver-
ständlich garantiert wurden, werden zu Rechten, die man sich 
verdienen muss. Der Zugang zu Sozialleistungen wird immer 
stärker an Bedingungen, Verträge und Sanktionen geknüpft.

Vorschläge

•	 SozialarbeiterInnen sollten direkt in der Praxis ausgebildet 
werden, um die Situation von Menschen, die Unterstützung 
beantragen, zu verstehen.

•	 Menschen mit Armutserfahrungen sollten in die Ausbil-
dung von zukünftigen SozialareiterInnen eingebunden 
werden, damit sie deren Bild von Armut verändern können. 
Die Ausbildungen müssen einen realistischen und positi-
ven Schwerpunkt auf Partizipation setzen.

•	 Fallakte müssen zentralisiert verwaltet werden, damit Men-
schen nicht von Pontius zu Pilatus geschickt werden.

•	 AntragstellerInnen müssen vollständig über den Verfah-
rensablauf, der dem Antrag folgt, informiert werden 

•	 Eine einzige Kontaktstelle sollte verschiedene Leistungen 
koordinieren.

•	 Ein Mediationsangebot soll enwickelt werden, um Konflikte 
zwischen KlientInnen und SozialarbeiterInnen zu lösen.

•	 Die Wirkung der Leistugnen könnte durch die gemeinsame 
Unterstützung von SozialarbeiterInnen und administrati-
ven MitarbeiterInnen verbessert werden.

•	 SozialarbeiterInnen müssen Zuang zu jenen Informationen 
erhalten, die sie für ihre Hilfe brauchen.
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Empfehlungen

•	 Das Recht auf Zugang zu Sozialdienstleistungen guter Qua-
lität muss garantiert werden.

•	 Sozialdienstleistungen müssen leistbar, qualitative hoch-
wertig und kontinuierlich angeboten werden und den tat-
sächlichen und enstehenden Bedürfnissen von Menschen 
mit Armuts- udn Ausgrenzungserfahrungen in jeder – und 
auch in sich verändernden – Lebenslagen entsprechen.

•	 Jede und jeder hat das Recht auf Gleichbehandlung, auf 
würdige Weise behandelt zu werden und auf einen nicht-
diskriminierenden Zugang zu Sozialdienstleistungen.

•	 Der Zugang zu leistbarer, qualitätvoller Gesundheitsverso-
gung und Unterkunft muss dringend verbessert werden.

•	 Ein Europäisches Observatorium für Gesundheit und Armut 
soll geschaffen werden.

•	 Die derzeitige Vorgangsweise, individuelle Verträge zwi-
schen KlientInnen und sozialen Dienstleistunganbieter zu 
erstellen, ist für Menschen mit Armutserfahrugnen besorg-
niserregend. Es muss dafür gesorgt werden, dass diese Ver-
träge nicht diskriminierend wirken.

•	 Die EU muss Qualitätsstandards etablieren, um sicherzu-
stellen, dass die Mitgliedsstaaten leistbaren Zugang zu qua-
litätvollen Sozialdienstleistungen garantieren.

•	 Nationale Regierungen müssen dafür garatieren, dass So-
zialdienstleistungsangebote effektiv und gemäß den EU-
Standards wirken.

•	 Sozialdienstleistungsangebote müssen auf lokale Ebene 
koordiniert, implementiert und evaluiert werden.

•	 Wenn Meschenrechte respektiert werden sollen, müssen 
Menschen mit Armutserfahrugnen durch Partizipationsme-
chanismen auf allen Ebenen strukturell eingebunden wer-
den. Partizipative Methoden der Entwicklung politischer 
Maßnahmen und deren Implementierung müssen aktiv ge-
fördert und von der EU und durch nationale Finanzierungs-
mechanismen unterstützt werden.
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Kommentare aus dem Workshop

•	 Die Regierung verkündet Pläne bezüglich Dienstleitungen 
von allgemeinem Interesse, aber die schlechte Praxis hat 
besorgniserregende Konsequenzen.

•	 Die Energieversorgung ist zunehmend in privater Hand.
•	 Die Qualität der Leistungen nimmt ab.
•	 Wer nicht zahlen kann, hat auch keinen Zugang zu Leistun-

fen.
•	 Es gibt genug Wasser in meinem Land, warum ist es so teuer?
•	 Wie kann man den eigenen Verbrauch verfolgen, wenn das 

Zählgerät in einer Höhe von 12m installiert ist?
•	 Roma, die in Camps leben haben keinen Zugang zu Wasser. 

Sie müssen in mittelalterlichen Zuständen leben. Kinder ler-
nen abends bei Kerzenlicht.

•	 Anwälte scheuen sich Einzelpersonen gegen große Unter-
nehmen zu vertreten.

•	 Man müßte 800 Euro Kaution bezahlen. Armtusbetroffene 
können nicht 800 Euro bezahlen.

•	 Die Einkommenslücke bei Mindestsozialleistungen ist zu 
groß.

•	 VertreterInnen von Stromanbietern werben oft in Arbeiter-
vierteln um neue KundInnen und erzählen dabei viel Un-
sinn. Man unterschreibt den Vertrag, es ist nicht billiger, und 
durch den neuen Vertrag wird der alte nicht storniert, sodass 
man am Ende de Monats zwei Rechnungen bezahlen muss.

•	 Menschen in großen Schwierigkeiten können ein Prepaid-
Zählgerät bekomme. Man bezahlt für den Verbrauch mit 
einer Prepaid-Karte.

Zusammenfassung

Die WorkshopteilnehmerInnen kamen zur Schlussfolgerung, 
dass die Privatisierung des Energiemarktes nicht zu niedrige-
ren sondern zu höheren Kosten geführt hat. Menschen mit 
Armutserfahrungen müssen sich entscheiden zwischen Aus-
gaben für Nahrung, Körperpflege oder Energie.

Die Verkaufspraktiken sind oft aggressiv und manche Men-
schen sehen sich am Monatsende mit zwei Rechnungen 
konfrontiert, weil der neue Anbieter den alten nicht über den 
neuen Vertrag informiert hat. Es liegt am Haushaltsvorstand, 
den alten Vertrag zu kündigen, aber die meisten Leute sind 
sich dessen nicht bewußt.

Der Gas- und Strommarkt muss reguliert werde. Privatisie-
rung ist nicht der einzige Grund für die steigenden Kosten. 
Staaten tragen Verantwortung für ihr Versäumnis, den Markt 
zu regulieren und nicht einmal politische Maßnahmen zum 
Schutz der Schwächsten zu setzen. Der Wettbewerb zwischen 
den Anbietern besteht in einigen Ländern nur zum Schein 
und KonsumetInnen sind nicht geschützt. Die Preise gehen in 
die Höhe, die Qualität der Leistungen nimmt ab. 

Der Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse 
ist ein Grundrecht.

Dienstleistungen von allgemeinem Interesse

Auszüge aus der  
Vorbereitungsarbeit
Zypern, Finnland, Vereinigtes Königreich, Bulgarien, Belgien

Was funktioniert

•	 Die Gasfirma hat einen Fonds eingerichtet um KundInnen 
mit niedrigem Einkommen zu unterstützen, dies ist aber 
kaum bekannt.

•	 Ein Energieeanbieter bietet ein Paket an, dass eine Mindest-
versorgung für KundInnen mit niedrigem Einkommen ga-
rantiert.

•	 Das Ministerium für Beschäftigung und soziale Angelegen-
heiten unterstützt Menschen mit niedrigem Einkommen 
bei der Bewältigung ihrer Heizkosten.

•	 Ein Sozialtarif wurde eingeführt.
•	 Es gibt ein Mess- und Bezahlsystem mit Prepaid-Karte.
•	 Eine Mindestversorgungsgarantie sichert die kostenlose 

Lieferung von 100kWh.
•	 Abschaltungen im Winter sind nicht erlaubt.

Was nicht funktioniert

•	 Strom ist teuer und «frisst» einen Großteil des Einkommens 
auf.

•	 Wasser ist nicht teuer, aber es gibt einen Mangel und des-
halb beginnen Menschen importiertes Wasser zu kaufen, 
was das Gleichgewicht stört.

•	 Dienstleistungen von allgemeinem Interesse wurden refor-
miert. Die Resultate sind desaströs und führen dazu, dass 
Menschen ihren Verbrauch reduzieren müssen oder über-
haupt vom System ausgeschlossen werden.

•	 Es gibt kein System der Beobachtung und der Rechen-
schaftspflicht für Anbieter.

•	 Dienstleistungen von allgemeinem Interesse produzieren 
Armut.

•	 KundInnen haben nur wenige Informationen, um Anbieter 
vergleichen und wählen zu können.

•	 Einige Firmen verlangen eine Kaution, die sich etliche Men-
schen nicht leisten können.

•	 Manche MieteInnen haben keine individuellen Zählgeräte.
•	 Rechnungen sind schwer verständlich.
•	 Um einen Sozialtarif muss man ansuchen, man bekommt 

ihn nicht automatisch. Damit ist viel Bürokratie verbunden.
•	 Manche Menschen mit niedrigem Einkommen kommen 

nicht für einen geschützten KundInnenstatus in Frage.
•	 Um ein Prepaid-Zählgerat zu bekommen, muss man an-

suchen, diese können nicht nicht präventiv installiert wer-
den.

•	 Zahlungsschwierigkeiten können zu unbewältigbaren 
Schulden führen.

•	 Irreguläre MigarntInnen können keinen Gas-/Strom-
anschluss bekommen.
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•	 Folgende Bereiche müssen beachtet werden:
•	 Preisbeobachtung und –kontrolle müssen gesichert sein.
•	 Ein Umsatzsteuersystem, das Energieversorgung be-

günstigt, soll in den Mitgliedsstaaten eingeführt werden.
•	 Administrative Vorgänge müssen vereinfacht werden.
•	 Regulierte Maximalpreise für Niedrigeinkommens- 

gruppen.
•	 Maßnahmen zur Reduzierung des Energieverbrauchs.

•	 Regulierungen hinsichtlich der Verbrauchspraxis.
•	 Einführung eines Mediationsdienstes.

Empfehlungen

•	 Leistbarer Zugang zu Energie und anderen grundlegenden 
Dienstleistungen müssen als Grundrecht garantiert werden.

•	 Die Mitgliedsländer müssen den garantierten Zugang 
aller zu unerlässslichen Leistungen durch Maßnahmen 
wie Preisregulierungen, ein garantiertes Mindestversor-
gungspaket und die Prävention von Abschaltungen errei-
chen.

•	 Die vorgeschlagene Europäische Charta für die Rechte von 
Energieverbrauchern muss soziale Standards beinhalten 
und Rechtsverbindlichkeit bekommen. Die Charta muss zu 
einem Instrument des Verbraucherschutzes werden.

•	 Energiearmut muss als zentrales Problem erkannt werden, 
die EU muss gemeinsame und rasche Maßnahmen setzen, 
vor allem im Hinblick auf die steigenden Energiepreise. Dies 
muss auch Maßnahmen gerechter Preisgestaltung und für 
Energieffizienz umfassen und mit einem adäquaten Min-
desteinkommen kombiniert werden.

•	 Verständliche und zugängliche Information müssen per-
sönlich vermittelt werden.  Die Informationsweitergabe 
darf nicht nur elektronisch erfolgen, da dabei Niedrigein-
kommensbezieherInnen diskriminiert werden. Gleichzeitig 

müssen unabhängige Beratung und 
effektive Beschwerdeprozesse garan-
tiert werden.
•	 Die Effekte der Liberalisierung der 
Märkte und der Einfluss der Dienst-
leistungerichtlinie müssen dringend 
evaluiert werden, um deren Auswir-
kungen auf Menschen mit Armuts- 
und Ausgrenzungserfahrungen zu 
bewerten.
•	 Wenn tatsächlich beurteilt werden 
soll, wie NGOs und wie die derzeitigen 
Mechanismen des Binnenmarktes 
soziale Eingliederung unterstützen, 
müssen Menschen mit Armutser-
fahrungen in die Entwicklung, Um-
setzung und Evaluierung politischer 
Maßnahmen im Bereich von Dienst-
leistungen von allgemeinem Interes-
se einbezogen werden. 

Das derzeitige Problem der Wasser- und Stromversorgung 
betrifft alle, Menschen mit Armutserfahrungen jedoch leiden 
am meisten unter der Liberalisierung. Sie leben oft in schlecht 
isolierten und energieineffizienten Häusern und Wohnungen, 
was ihren Konsum erhöht. Sozialer Wohnbau sollte besser iso-
liert werden. Darüberhinaus reichen Mindesteinkommen und 
Sozialhilfen nicht zum Leben aus, sondern sichern lediglich 
das Überleben.
Sozialtarife sind weniger stigmatisierend als Prepaid-Zählge-
räte.

Vorschläge

•	 Die Verwantwortlichen für diese unvertretbaren Privatisie-
rungen müssen identifiziert werden.

•	 Eine Kommission mit VertreterInnen von beiden Seiten: 
KundInnen und Eigentümern muss eingerichtet werden.

•	 KundInnen müssen besser informiert werden.
•	 Es muss eine unabhängige Stelle zur Überwachung der An-

bieter geben.
•	 Das Gesetz muss geändert werden.
•	 Diskussionen über Mindestversorgungsangebote müssen 

geführt werden.
•	 Das Recht auf Energieversorgung ist ein soziales Grundrecht.
•	 Eine laufende, umfassende Evaluation der Liberalisierung 

des Energiemarktes ist notwendig.
•	 Der Entwurf einer Europäischen Charta zum Schutz von 

Energieverbrauchern  muss finalisiert werden und eine ent-
sprechende Direktive muss folgen.

•	 Die Umsetzung öffentlicher Verpflichtungen muss zwin-
gend sein.

•	 Es müssen Maßnahmen ergriffen werden, die dafür sorgen, 
dass nicht mehr als 50% des Haushaltseinkommens für 
Energiekosten bezahlt wird.
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Auszüge aus der  
Vorbereitungsarbeit
Spanien, Polen, Norwegen, Malta, Italien, Dänemark, Slowenien, 
Zypern, Tschechische Republik, Litauen, Irland, Vereinigtes König-
reich, Belgien

Was funktioniert

•	 In einigen Provinzen gibt es Wohnzuschusssysteme.
•	 Die Behörden sind sich der Wohnungsprobleme bewusst 

und sichtlich bemüht entsprechende politische Maßnah-
men zu treffen. Es ist jedoch noch zu früh, deren Wirksam-
keit zu evaluieren.

•	 Einige Gemeinden und Regionen entwickeln neue lokale oder 
regionale Wohnpolitiken in Veerbindung mit Maßnahmen zur 
sozialen Eingliederung von benachteiligten Gruppen.

•	 Menschen mit Armutserfahrungen haben Zugang zu be-
darfsorientierten Wohnzuschüssen.

•	 Es gibt einen staatlich finanzierten Wohnungs-Entwick-
lungs-Fond, der Niedrigzinsdarlehen vermittelt und auch 
benutzt werden kann, um Renovierungsarbeiten zu finan-
zieren.

•	 Mietpreise unterliegen bis 2010 staatlicher Kontrolle.
•	 Menschen mit niedrigem Einkommen und großen Familien 

haben ein Vorrecht auf Sozialwohnungen.
•	 Bauspardarlehen stehen zur Verfügung.
•	 Organisationen des dritten Sektors leisten Unterstützung in 

Wohnfragen.
•	 Staatliche Behörden haben das Recht leerstehende Immo-

bilien zu erwerben.
•	 Es gibt Wohnzuschüsse und Unterstützungsmodelle, insbe-

sonders durch die Übernahme von Kautionen durch öffent-
liche Sozialzentren.

Was nicht funktioniert

•	 Es gibt zu wenige Wohnungen für Ein-Personen-Haushalte 
und die billigsten Angebote werden nie inseriert.

•	 Die Wartelisten für Sozialwohnungen sind meist sehr lang.
•	 Sogar die günstigsten Wohnungen oder Häuser sind nur für 

Familien mit mittlerem Einkommen erschwinglich.
•	 Der Wohnungsmarkt in den neuen Mitgliedsländern befin-

det sich noch immer im Wandel, woraus sich eine Vielzahl 
an unklaren Situationen und nicht-deklarierten Untermie-
ten ergibt, was die Lage für die am stärksten armutsge-
fährdeten Personen nicht einfacher macht. Diese leiden 
wahrscheinlich am stärksten unter den langsamen Entwick-
lungen, insofern als es kein Land gibt, wo der Wohnungs-
markt transparent ist und es Unterstützung für Armutsbe-
troffene gibt.

•	 BewohnerInnen von Wohnungslosenheimen müssen oft 
einen Betrag bezahlen, der dem gesamten Mindesteinkom-
men entspricht.

Wohnen

•	 Sozialwohnungen sind oft zu klein und schlecht konzipiert.
•	 In einigen Städten gibt es viele leere Immobilien. Was kann 

getan werden, um diese zu besetzen?
•	 Sozialwohnungen werden nach einem Punktesystem ver-

geben. Um auf die Warteliste zu gelangen, braucht man 
mindestens 19 Punkte.

•	 Es macht keinen Sinn, Wohnungen einer Wohnanlage aus-
schließlich an Langzeitarbeitslose und gesellschaftlich aus-
gegrenzte Personen zu vergeben. Diese Menschen haben 
dann wenige Möglichkeiten, Familien mit einem anderen 
Lebesstil kennenzulernen. 

•	 1200 Delogierungen haben in diesem Jahr stattgefunden, 
nach sehr kurzfristiger Benachrichtigung und unter recht-
lich bedenklichen Umständen. 

•	 Gute lokale und regionale Wohnpolitik findet sich vor allem 
in wohlhabenden Gegenden. Es fehlt an einer nationalen 
Wohnpolitik.

•	 Es gibt so gut wie keinen sozialen Wohnbau.
•	 Wohnkosten sind im Vergleich zum Einkommen sehr hoch.
•	 Gemeinden verkaufen ihre sozialen Wohnbauten, was be-

sorgniserregend ist.
•	 Ein Wohnungs-“Schwarzmarkt“ ist gewachsen.
•	 Angehörige der Travellers haben Probleme im Zugang zu 

sozialen Wohnraum.
•	 Nur wenige Wohnungen sind behindertenfreundlich und 

diese sind oft sehr weit von den Geschäften entfernt. 
•	 MigrantInnen haben eingeschränkten bis keine Zugang zu 

sozialem Wohnraum.
•	 Viele Familien, die in privat vermiteten Wohnugnen leben, 

hätten Anspruch auf Sozialwohnungen.
•	 Existierende Regelungen werden zurechtgebogen und eini-

ge Wohnbaugenossenschaten versuchen Profit zu machen.
•	 Die Wohnrichtlinien verlangen eine zweijährige Probezeit 

bevor es zu einem dauerhaften Mietverhältnis kommt. Die 
endgültigen Kriteren sind weder klar noch objektiv.

•	 Das Gesetz das den verpflichtenden Ankauf leerstehender 
Wohnungen vorsieht, wird nicht umgesetzt.

Kommentare aus dem Workshop

•	 Bestimmte Gruppen, darunter Menschen mit Behinderun-
gen, haben keinen Zugang zu Wohnraum.

•	 Es gibt nicht genug Häuser und die Mietkosten treiben 
Menschen in die Wohnungslosigkeit.

•	 Wohnkosten sollten nie mehr als 30% des Einkommens be-
tragen.

•	 Menschen mit Armutserfahrungen können oft die erforder-
liche Kaution nicht aufbringen.

•	 Die Regierung sorgt nicht für die Rechte von Roma, Travel-
lers und MigrantInnen; diese werden auf Wartelisten ge-
setzt. Das Recht auf Wohnen existiert in der Praxis nicht.

•	 Familien mit niedrigem Einkommen können sich Mieten 
nicht leisten. Das Recht auf Wohnen wird zum leeren Kon-
zept.

•	 Wohnen ist kein Recht, es wird zum Handelsgut, zu einem 
Produkt.
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nische Minderheiten, MigrantInnen, einschließlich Asylwer-
berInnen, Alleinerziehende, Travellers, Roma und Mindestein-
kommensbezieherInnen. Es gibt positive politische Ansätze, 
aber diese werden vor allem dort, wo Mittel nicht zweckdien-
lich genutzt werden, nicht in die Praxis umgesetzt.
Verfügbarkeit  und Leistbarkeit von Mietwohnungen sind ein 
weiteres großes Problem in den meisten Ländern, was oft zu 
Wohnungslosigkeit führt. Einigen Regierungen ist dieses Pro-
blem zwar bewusst, sie versuchen jedoch eher es zu vertu-
schen als zu lösen.

Mangelndes Gleichgewicht im Verhältnis BesitzerIn-MieterIn 
ist ebenfalls ein wichtiges Thema. 

Das Ausmaß und die praktische Umsetzung von Wohnrechten 
variiert von Land zu Land sehr und reicht von Bemühungen in 
der Entwicklung guter Praxis bis hin zu sehr schlechten Sub-
standardwohnungen, deren MieterInnen wenig Hoffnung ha-
ben, etwas Besseres zu finden oder Delogierung befürchten 
müssen, wenn sie sogar die niedrigen Mieten nicht bezahlen 
können.

In einigen Fällen scheint es sogar an den grundlegendsten 
Rechten zu mangeln bzw.  werden, wie im Falle der Roma in 
Italien, Menschenrechte mit Füßen getreten. Roma leben oft 
in erbärmlichen Verhätnissen, ohne die notwendigste Infra-
struktur (Strom, Wasser). Darüberhinaus werden sie bei der 
Vergabe von Sozialwohnungen diskriminiert und häufig de-
logiert.

In einigen der neuen Mitgliedsstaaten hat der Wechsel vom al-
ten politischen Regime zu einer neuen Art der Politik negative 
Auswirkungen auf den sozialen Wohnbau, der eingestellt bzw. 
dem privaten – profitorientierten – Sektor überlassen wird.

Wohnpolitik muss ganzheitlich betrachtet werden. Die Ursa-
chen für Wohnungslosigkeit sind komplex und multidimensi-
onal: Wohnpolitik, Arbeitslosigkeit, Lebensumstände, die im 
Zusammenhang mit Ausgrenzug, z.B. durch Drogenabhän-
gigkeit, zu sehen sind.

Wohnen ist ein Grundrecht, das von der Europäischen Union 
garantiert werden muss.

Wenn der Zugang zu Wohnraum für alle garantiert werden 
soll, muss es mehr sozialen Wohnbau geben. Mietpreise müs-
sen staatlich kontrolliert werden. Ein Mieter bzw. eine Mieterin 
kann nicht mehr als 30% ihres Einkommens für Wohnkosten 
ausgeben. Die einzelnen Regierungen müssen auch notwen-
dige Kautionen für Menschen mit Armutserfahrungen über-
nehmen.
Organisationen des dritten Sektors, die Unterstützung bei 
Wohnproblemen leisten, müssen mit mehr Ressoucen aus-
gestattet werden. Ihre Arbeit trägt dazu bei, jene die am 
stärksten von Armut betroffen sind, in die Gesellschaft zu in-
tegrieren. Dabei arbeiten sie oft in Kooperation mit Privatei-
gentümern und lokalen Behörden.

•	 Die direkten Zusammenhänge von Wohnproblemen und 
Wohnungslosigkeit werden in Regierungsberichten nicht 
deutlich.

•	 Wie können Wohnungslose, die auf der Straße leben, Unter-
stützung von Sozialeinrichtungen erhalten?

•	 Substandard Wohnungen sind billiger, jedoch in einem 
grauenhaften Zustand.

•	 Man muss zwei Jahre im Land wohnen, um Zugang zu sozi-
alem Wohnraum zu erhalten. Dies hat entsetzliche Auswir-
kungen besonders auf MigrantInnen.

•	 Roma können aus Rom vertrieben werden, weil sie nicht ge-
nug Geld besitzen, und eine Delogierung folgt auf die an-
dere. Wasser und Stromversorgung werden abgestellt, wir 
leben in Camps, deren Kosten zwar übernommen werden, 
aber wo wir wie Tiere leben. Auch heute wurden in Rom 
Menschen aus ihren Wohnungen oder Häusern vertrieben, 
Roma haben keine Rechte. Wir möchten uns in die Gesell-
schaft integrieren, aber es wird uns nicht erlaubt.

•	 Viele Freiwilligenorganisationen und Gruppen verfügen 
über eine Vielzahl an Erfahrungen, haben aber keine Mög-
lichkeiten diese mit anderen zu teilen. Wir müssen uns 
darum bemühen, PolitikerInnen dazu zu bringen, die Be-
deutung dieser Organisationen zu erkennen und diese zu 
unterstützen.

•	 Um Wohnungslosigkeit hinter dir zu lassen und eine Woh-
nung zu bekommen, musst du zuerst Drogen und Alkohol 
aufgeben, wofür du die Unterstützung von Sozialeinrich-
tungen brauchst, und du musst Verantwortung für dich 
selbst übernehmen. Aber auch nach der Aufgabe von Alko-
hol und selbst, wenn du eine eigene Wohnung hast, hast du 
noch immer das Problem, keinen Job zu haben, was zurück 
in die Drogenabhängigkeit führen kann.

•	 Es ist gefährlich, darauf hinzuweisen, dass Wohnungslo-
sigkeit mit Alkohol- oder Drogenabhängigkeit zusammen-
hängt; das kann zu einem einzigen Bild von Betroffenen 
und zu Stereotypen führen.

•	 Wohnungslosigkeit ist sogar in sehr entwickelten Ländern 
ein Problem. Auf europäischer Ebene ist es ein langfristiges 
Problem, wofür Mindeststandards notwendig sind. Solange 
es diese Standards nicht gibt, wird es keinerlei Einfluss oder 
Sanktionen von europäischer Seite geben.

•	 Wohnungswesen war einmal eine staatliche Aufgabe, die 
dem Privatsektor überlassen wurde. Sozialer Wohnraum 
macht nur 3% aller Wohnungen oder Häuser aus.

•	 Es entsteht der Eindruck, dass der Staat seine Verantwor-
tung nicht übernimmt.

•	 Die Europäischen Stukturfondsmittel reichen nicht aus und 
dienen nur der Beseitigung unewünschter Effekte, nicht je-
doch der Errichtung von neuem Wohnraum.

Zusammenfassung

Die Delegierten erkannten, dass die Situation sich von Land 
zu Land unterscheidet, es jedoch auch viele Übereinstimmun-
gen gibt. Wohnen ist ein großes Problem für jede und jeden, 
insbesonderes jedoch für Menschen mit Behinderungen, eth-
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Vorschläge

•	 Die Europäische Union muss das Recht auf Wohnen als 
Grundrecht anerkennen.

•	 Ein den sozialen Erfordernissen entsprechendes ausrei-
chendes Wohnraumangebot muss garantiert werden.

•	 Wohnkosten dürfen nicht mehr als 30% des Einkommens 
ausmachen.

•	 Preis und Qualität von Wohnraum müssen aufs engste ver-
bunden sein.

•	 Die Europäische Union muss die Rechte von Hauseigentü-
mern und MieterInnen gleichstellen. Dazu braucht es klare 
Verträge, die Rechte und Kosten genau auflisten, und deren 
Einhaltung mittels Kontrollen und Strafen überwacht wird.

•	 Regierungen müssen Menschen bei der Aufbringung einer 
Kaution unterstützen und deren stufenweise Rückzahlung 
ermöglichen.

•	 Steuern und Abgaben müssen auf Basis realer Mietkosten 
kalkuliert werden.

•	 Wohnungslosen Personen und BewohnerInnen von Sozi-
alwohnungen brauchen Unterstützungsmöglichkeiten. 
Die entsprechenden Dienstleistungen müssen auf die Be-
dürfnisse der unterschiedlichen Gruppen abgestellt und 
für diejenigen, die sie nutzen transparent und verständlich 
sein.

•	 Die auf Papier existierenden politischen Maßnahmen müs-
sen in die Praxis umgesetzt, finanziert und beobachtet wer-
den. Wo politische Maßnahmen nicht umgesetzt werden, 
müssen gegebenenfalls Strafen angewendet werden.

•	 Diejenigen, die von lokalen Wohnpolitiken betroffen sind, 
müssen in die entsprechenden Entscheidungsprozesse ein-
bezogen werden.

•	 Die Europäische Union muss Standards entwickeln, diesen 
entsprechende Aufmerksamkeit schenken und sie bekannt 
machen.

•	 Alle Länder müssen einen im Bezug auf vorhandene Miet-
wohnungen definierten Prozentanteil an Sozialwohnungen 
sicherstellen.

•	 Die Europäische Union muss eine Richtlinie zur Vermeidung 
von Diskriminierung im Zugang zu Dienstleistungen, inklu-
sive Wohnen, verabschieden.

•	 Basisorganisationen müssen mit finanziellen Ressourcen 
ausgestattet werden.

Empfehlungen

•	 Die Einbeziehung von NGOs und Menschen mit Wohnpro-
blemen ist entscheidend, wenn es darum geht auf die tat-
sächlichen Bedürfnisse wohnungsloser Menschen und von 
Personen mit Wohnproblemen einzugehen.

•	 Finanzielle Unterstützung, damit Menschen mit Armutser-
fahrungen für sich selbst sprechen können und für NGOs 
die auf Wohnprobleme reagieren, ist essentiell.

•	 Wohnpolitische Strategien und nationale Aktionspläne 
zur Lösung von Wohnproblemen müssen entwickelt wer-
den.

•	 Wohnen und Wohnungslosigkeit soll zu einem themati-
schen Jahresschwerpunkt im Rahmen der EU-Eingliede-
rungsstrategie werden.

•	 Die Bereitstellung von öffentlichem und sozialem Wohn-
raum ist entscheidender Bestandteil einer erfolgreichen 
Strategie der Bekämpfung von Wohnungsnot.

•	 Europäische Strukturfondsmittel sollten verstärkt für die Si-
cherstellung des Zugangs zu leistbarem nachaltigen Wohn-
raum eingesetzt werden.

•	 Die Mitgliedsländer sollten sich Ziele setzen, hinsichtlich 
des höchsten prozentuellen Anteils des verfügbaren Ein-
kommens, der für Wohnkosten ausgegeben werden kann.

•	 Steuerpolitische Maßnahmen sollten leerstehenden Häu-
sern und Spekulationsgeschäften am Wohnungsmarkt ent-
gegen wirken.

•	 Die Vermeidung von Diskriminierung beim Zugang zu 
Wohnraum ist entscheidend. Die entsprechenden gesetzli-
chen Rahmenbedingungen der Europäischen Union sollten 
verstärkt und deren Umsetzung streng überwacht werden. 
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Auszüge aus der  
Vorbereitungsarbeit
Spanien, Portugal, Norwegen, Malta, Slowenien, Zypern, Finn-
land, Frankreich, Vereinigtes Königreich

Was funktioniert

-•	Das Gute an Mindesteinkommenssystemen ist, dass es sie 
gibt, die Armut jedoch lösen sie nicht. 

•	 Ein Mindesteinkommen ist ein Instrument, das weit über 
die Geldtransferleistung hinaus wirkt. Deshalb ist es wich-
tig, das Image dieser Maßnahme zu erhöhen und dafür zu 
sorgen, dass der Bezug eines Mindesteinkommens als Recht 
verstanden wird, und entscheidender Beitrag zur Armuts-
bekämpfung von Familien und Individuen.

•	 Ein Mindesteinkommen bereitet den Weg für den Zugang 
zu weiteren Rechten (Betreuung, Wohnzuschüsse etc.) und 
zu weiterer möglicher Unterstützung (in den Bereichen Ver-
kehr, Freizeit, Kultur etc.). 

•	 Mindesteinkommensmodelle dienen als Sprungbrett, um 
das eigene Leben wieder aufbauen zu können.

Was nicht funktioniert

•	 Der Zugang zu einem Mindesteinkommen wird oft als Privi-
leg und nicht als Recht gesehen.

•	 Mindesteinkommen ermöglichen es zu überleben, nicht zu 
leben.

•	 Der Vollzug ist von Verzögerungen und Bürokratie geprägt. 
Zu viele Beamte sind involviert. Es bräuchte nur einen einzi-
gen Kontakt. 

•	 Von der Öffentlichkeit wird die Bedeutung des Mindestein-
kommens im Kampf gegen soziale Ausgrenzung in Frage 
gestellt. Es ist wichtig, die öffentliche Meinung dahingehend 
zu beeinflussen, dass dieses einen wichtigen Beitrag zur Be-
kämpfung von Armut und soziale Ausgrenzung leistet. Es 
muss auch in die Ausbildung all jener investiert werden, 
die im Vollzug tätig sind (SozialarbeiterInnen, öffentliche 
Behörden, Zivilgesellschaft, etc.). Viele SozialarbeiterInnen 
verstehen nicht, worum es letztlich geht und haben eine 
negative Haltung gegenüber Anspruchsberechtigten. 

•	 Mindesteinkommen liegen häufig unterhalb der Armuts-
grenze.

•	 Junge Menschen zwischen 18 und 25 Jahren haben keinen 
Anspruch auf ein Mindesteinkommen.

•	 Es mangelt an klaren Information zu den Systemen und den 
dazugehörigen Anspruchsvoraussetzungen.

•	 MindesteinkommensbezieherInnen werden von der Gesell-
schaft diskriminiert und stigmatisiert, was zu Isolation und 
niedrigem Selbstwertgefühl führt.

•	 Unsicherheiten erschweren gute Elternschaft.
•	 Mindesteinkommensleistungen variieren stark und werden 

zur „Postleitzahl-Lotterie“. 

Kommentare aus dem Workshop

•	 Das Mindesteinkommen hat mir geholfen, mein Leben wie-
der aufzubauen, mir für mich selbst Zeit zu nehmen und 
medizinische Versorgung in Anspruch zu nehmen.

•	 Ein Mindesteinkommen führt auch zu Ansprüchen auf dem 
Gebiet der Gesundheitsversorgung und Kultur, aber man 
muss hingehen und das einfordern.

•	 90% der Obdachlosen auf der Straße kennen ihre Rechte 
nicht.

•	 In Armut zu leben, bedeutet mit Scham bzw. in Schande zu 
leben.

•	 Die Einstellung gegenüber Armutsbetroffenen hat sich ver-
härtet. BezieherInnen von Sozialleistungen werden als ar-
beitsscheu qualifiziert, obwohl es keine einzige Studie gibt, 
die dies belegt.

•	 Wie kurz deine Ausgrenzungserfahrung auch sein mag, du 
bist von allem ausgeschlossen.

•	 Wohnungslose Menschen sind keine Nichtsnutze.
•	 Wenn es wirklich massenhaften Betrug gäbe, wüssten wir 

davon.
•	 Junge Menschen zwischen 18 und 25 Jahren haben über-

haupt keine Ansprüche.
•	 AusländerInnen, sogar mit gültigem Visa, haben es sehr 

schwer, ein Mindesteinkommen in Anspruch nehmen zu 
können.

•	 Der Zugang zum Mindesteinkommen ist ein Hindernislauf.
•	 Armut trotz Erwerbsarbeit nimmt zu. Diese Armut ist un-

sichtbar.
•	 Arbeit gilt immer als wertvoller als Leben – das ist nicht rich-

tig.
•	 Wir wollen unser Geschichte nicht tausendmal immer wie-

der erzählen.

Zusammenfassung

Das Gute an Mindesteinkommensmodellen ist, dass es sie 
überhaupt gibt, so die Delegierten, obwohl auch dies nicht 
überall in Europa der Fall ist. Die Höhe der Einkommen ist 
jedoch oft unzureichend, da sie nicht auf realen Lebenshal-
tungskosten basiert. Mindesteinkommen liegen meist unter-
halb der Armutsgrenze und sollten zumindest auf dieser Höhe 
angesetzt werden. Denjenigen, die nicht von ihrer Arbeit le-
ben können, sollte trotzdem ein würdiges Leben ermöglicht 
werden.

Die Anspruchsvoraussetzungen für ein Mindesteinkommen 
und die Rechtsansprüche, die sich daraus ergeben, unter-
scheiden sich von Land zu Land. 
Manchmal führt ein Mindesteinkommen zum Anspruch auf 
weitere Leistungen. Der Zugang zu Mindesteinkommen ist 
allerdings von langwierigen Prozeduren gekennzeichnet, 
von sich wiederholendem Papierkram, Verzögerungen und 
Bürokratie. Nicht alle Menschen, die in eine Notlage gera-
ten, wissen über ihr Recht auf ein Mindesteinkommen Be-
scheid. 

Mindesteinkommen
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Mindesteinkommensmodelle sollten als dynamische Instru-
mente für verbesserte Eingliederung bzw. Teilhabe wirken. 
Beschäftigung ist nicht der einzige Weg zur gesellschaftlichen 
Teilhabe, diese kann auch durch Aus- und Weiterbildung, Zu-
gang zu Kultur, Gesundheitsversorgung und die Anerken-
nung gemeinnütziger Arbeit gefördert werden.

Menschen, die vom Mindesteinkommen leben, fühlen sich 
stigmatisiert. Sie sind mit den Verwürfen arbeitsscheu, träge 
und sogar betrügerisch zu sein, konfrontiert. 

Vorschläge

•	 Alle EU Mitgliedsländer müssen ein Mindesteinkommens-
modell implementieren.

•	 Armut muss im Zuge der Offenen Methode der Koordinie-
rung auf nicht diskriminierende Weise sichtbar gemacht 
werden. Dazu braucht es:
•	 Mehr Konsultationsforen und konstruktiven Dialog mit 

Menschen mit Armutserfahrungen, hinsichtlich der Ent-
wicklung, des Monitoring und der Evaluierung politischer 
Maßnahmen. Wirksame Instrumente und Foren sollten 
ermittelt werden.

•	 Unterstützung für den integrativen Zugang der Europäi-
schen Kommission und die Verabschiedung von gemein-
samen Prinzipien der aktiven Eingliederung, wie sie im 
Oktober 2008 diskutiert werden.

•	 Die Überprüfung der Umsetzung und Einsetzung von 
Eurobarometer-Studien.

•	 Die Verwendung des Konzepts der relativen – anstatt der 
absoluten – Armut, das jedoch möglichst praxisnahe zum 
Ausdruck gebracht werden soll.

•	 Die Beschäftigung mit den Zusammenhängen zwischen 
Mindesteinkommen und Armutsgrenzen.

•	 Eine Europäische Kampagne für 2010 zur Notwendigkeit 
eines Mindesteinkommenssystems in allen Ländern.

•	 Administrative Vorgänge und der Zugang zu Information 
müssen durch die Einrichtung von One-Stop-Shops verein-
facht werden.

•	 Mindesteinkommen müssen per Indexanpassung an die re-
ale Inflation angeglichen werden.

•	 Medien müssen in den Kampf gegen Armut und soziale 
Ausgrenzung einbezogen werden.

Empfehlungen

•	 Mindesteinkommen müssen als dynamisches Instrument 
verstanden werden, das es Menschen in Notlagen auf einfa-
che Weise ermöglicht, ihre Lebensumstände zu verbessern.

•	 Mindesteinkommen müssen als Investition in Integration 
verstanden werden, unter der Berücksichtigung dass Be-
schäftigung nicht die einzige Strategie zu mehr Teilhabe 
ist.

•	 Die TeilnehmerInnen des Treffens beharren darauf, dass es 
bessere Informationen und Zugang zu Mindesteinkommen 

braucht.  Administrative Vorgänge müssen vereinfacht und 
transparenter werden und es braucht mehr Respekt für die 
Würde der Betroffenen (zum Beispiel durch die Einrichtung 
einer einzigen Stelle für den Vollzug, damit die betroffenen 
Personen ihre Geschicht nicht ständig wiederholen müs-
sen).

•	 Mindesteinkommenssysteme dürfen sich nicht auf Geld al-
leine beschränken, es geht auch um den Zugang zu medizi-
nischer Versorgung, zu Kultur und anderen Ressourcen, die 
für ein würdiges Leben notwendig sind.

•	 Die Höhe von Mindesteinkommen muss sich an den realen 
Lebenshaltungskosten orientieren und dabei auch Preis-
steigerungen und den jeweiligen Lebensstandard eines 
Landes, sowie das Wissen der Betroffenen über ihre eige-
nen Bedürfnisse berücksichtigen. Soziale Organisationen 
spielen eine wichtige Rolle im Hinblick auf partizipative Me-
thoden der Definition eines Warenkorbes, der alles umfasst, 
was für ein Leben in Würde notwendig ist.

•	 Die Europäische Union sollte die Anerkennung von Min-
desteinkommen als Aktivposten und Ressource anstatt als 
reinen Kostenpunkt vorantreiben und die Stigmatisierung 
von Mindesteinkommensmodellen als „passive Maßnah-
men“ verhindern.
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Hinsichtlich der Möglichkeiten, gute Ideen zu entwickeln, be-
tonte Vignon die Notwendigkeit von Partizipationsprozessen 
im Rahmen der Vorbereitungen der nationalen Aktionspläne 
zur Eingliederung. Hier müsse es möglich sein, Vorschläge 
einzubringen und Ideen, wie sie auf diesen Treffen zum Aus-
druck kamen, müssten aufgenommen werden.

Auf Wohn- und Energiepolitik hat die Europäische Union we-
nig Einfluss, merkte Vignon an, sie kann jedoch indirekten 
Einfluss ausüben. Forderungen auf diesen Gebieten sollten 
nicht nur an die Generaldirektion für Soziales sondern auch 
an andere Generaldirektionen gerichtet werden.

Für den Präsidenten des EAPN Ludo HOREMANS war die vor-
rangige Erkenntnis aus den Debatten jene des Grundbedürf-
nisses auf garantierte Rechte. Zwar muss gesagt werden, dass 
im Hinblick auf die Thematisierung von Mindetseinkommen 
auf der Agenda der EU Fortschritte gemacht wurden, einige 
Länder haben jedoch noch stets keine Mindesteinkommens-
systeme und in allen Mitgliedsländern sind diese Systeme 
unzureichend. Die Bedeutung von effektiven und adäquaten 
Mindesteinkommenssystemen muss als zentrale Investition 
gesehen werden.

Die Eingliederungsstrategie der Europäischen Union hat sich 
auf Kinderarmut konzentriert. Es braucht nun Aktivitäten, die 
zeigen, dass eine solche Schwerpunktsetzung tatsächliche 
positive Ergebnisse bringt. Maßnahmen müssen so früh wie 
möglich gesetzt werden, um den Teufelskreis der Armut zu 
durchbrechen.

Die soziale Säule wurde aus der Lissabon-Strategie entfernt, 
trotz schöner Worte in den Schlussfolgerungen des Rates, ist 
dies eine Realität. Wenn wir tatsächlich Fortschritte machen 
wollen, muss der soziale dem wirtschaftlichen Aspekt gleich-
gestellt werden. Die Bemühungen der Offenen Methode der 
Koordinierung müssen mit zentralen Entscheidungsprozes-
sen und politischen Anweisungen im Zuge der Lissabon Stra-
tegie abgestimmt werden.

Horemans betonte den Unterschied zwischen ökonomischen 
und sozialen Verträgen. Viel zu häufig setzen soziale Dienst-
leistungsanbieter heute auf ökonomische Verträge, die jedoch 
nicht immer den Bedürfnissen jener, die diese Leistungen be-
nötigen, entsprechen. Es braucht verstärkt Debatten bezüg-
lich der Auswirkungen der Liberalisierung auf den Zugang zu 
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse von Menschen 
mit Armutserfahrungen. Horemans schloss mit einem Hin-
weis darauf, dass Konsultation und Dialog entscheidend sind, 
wenn Fortschritte erzielt werden sollen.

Die Vorsitzende des Sozialausschusses Elise WILLAME be-
tonte, dass der Ausschuss derzeit an der Strategie der aktiven 
Eingliederung arbeite, die drei Themenbereiche verbindet: 
Mindesteinkommen, Sozialleistungen und Aktivierung. Die 
Forderungen, die auf diesem Treffen erhoben wurden, seien 
klar in Verbindung mit dieser Debatte zu sehen. Sie betonte 

In Abschlussplenum wurde über die in den Workshops ent-
wickelten (und auf den vorherigen Seiten vorgestellten) Emp-
fehlungen berichtet, anschließend wurden diese von Jerome 
Vignon von der Kommmission, Ludo Horemans, dem Präsi-
dent des EAPN, und der Vorsitzenden des Sozialausschusses, 
Elise Willame kommentiert und beantwortet.

Zusätzlich zu den spezifischen Empfehlungen in den vier 
Themenbereichen forderten viele Delegierte, dass Evalie-
rungsinstrumente für die Messung des Fortschritts von einem 
Treffen zum nächsten entwickelt werden müssen. Auch wenn 
sie akzeptieren, dass die Prozesse der Einbindung von Men-
schen mit Armutserfahrungen und die Entwicklung effektiver 
Maßnahmen gegen Armut langwierig sind, bestanden sie auf 
objektive Kriterien für die Evaluierung der Treffen, damit bei 
jedem neuen Treffen der Fortschritt im Kampf gegen die Ar-
mut bewertet werden kann.

Auch auf die Notwendigkeit einer Evaluierung der Wirkung 
der derzeitigen EU-Eingliederungs-Strategie wurde im Hin-
blick auf die Vorbereitungen auf das EU Jahr gegen Armut 
undsoziale Ausgrenzung 2010 hingewiesen.

Jerome VIGNON ging auf die Forderungen nach einer Evalu-
ierung des Fortschritts zwischen den Treffen ein. Er betonte, 
dass alle Beteiligten hier mehr Anstrengungen unternehmen 
müssten, gab jedoch auch zu Bedenken, dass dies zu einer 
Routine werden könnte, die nur auf Papier stattfindet.
Er wies auf die bereits existierenden wichtige Berichte wie den 
Gemeinsamen Bericht zu Armut und sozialer Ausgenzung hin 
und darauf, dass diese Berichte genützt werden müssen, als jene 
Dokumente in denen deutlich wird, inwieweit die Empfehlun-
gen des Treffen aufgegriffen wurden. Es müsse auch in Betracht 
gezogen werden, dass Vorschläge der Kommission, wie jener 
der Strategie der aktiven Eingliederung teilweise bereits eine 
Reaktion auf die Botschaften dieser Treffen sind. Zusätzliche Pa-
piertiger sollten vermieden werden, vielmehr ginge es darum, 
dafür zu sorgen, dass die Resultate der Treffen in den zentralen 
Arbeitsbereichen der Kommission aufgegriffen werden.

Zur Frage der Solidarität bemerkte Jerome Vignon, dass es 
Mindesteinkommenssysteme in adäquater Höhe brauche, 
damit diese wirken und dass noch stets viele Menschen kei-
nen Zugang dazu hätten. Im Hinblick auf Sozialdienstleis-
tungen gäbe es auch ein Problem der nationalen Verteilung. 
Im derzeitigen Klima der Sparkurse müsse die Botschaft der 
Solidarität vermittelt werden. Die Zusammenhänge zwischen 
Möglichkeiten, Zugang und Solidarität werden von der Kom-
mission im Zuge der Vorbereitungen für die nächste Sozi-
alagenda der EU berücksichtigt.

Bezüglich der unerträglichen Bedingungen, die von den De-
legierten im Zusammenhang mit dem Trend zu individuellen 
Verträgen erwähnt wurde, verwies Jerome Vignon auf die 
persönliche Verantwortung. Der Sozialausschuss sollte sich 
damit beschäftigen wie Verantwortung mit Freiheit kombi-
niert werden kann.

Workshopberichte –  
Stellungnahmen und Diskussionsbeiträge
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als Vorsitzende des Sozialausschusses dafür Sorge zu tragen, 
dass die Botschaften des Treffens vom Ausschuss behandelt 
werden.
Sie ermutigte die TeilnehmerInnen weitere Gespräche über 
ihre Vorstellungen darüber wie aktive Eingliederung funkti-
onieren könnte mit den Mitgliedern des Sozialausschusse aus 
ihrem Land zu führen.
Sie unterstrich auch, dass die Vorschläge des Treffens zu ei-
nem idealen Zeitpunkt im Hinblick auf die Erstellung der Na-
tionalen Aktionspläne zur Eingliederung 2008-2011 kämen 
und dass es wichtig sei, dass die Delegierten ihre Boschaften 
mit den nationalen Verantwortlichen für diese Pläne weiter-
besprechen.

Diskussionsbeiträge

Die obigen Stellungnahmen führten zu einer Vielzahl an Re-
aktionen der Delegierten. Dabei wurde besonders betont, 
dass viele Menschen auf Dauer in Armut gehalten werden. 

Noch einmal wurde die Empörung über die Gewalt gegen 
Roma in Italien, wie sie durch die von Jugendlichen in Brand 
gesetzten Romaviertel in Neapel deutlich wird, zum Ausdruck 
gebracht. Die Delegierten argumentierten, dass dies sympto-
matisch für ein Defizit an wirksamer Sozialpolitik sei. Die itali-
enischen TeilnehmerInnen riefen Europe dazu auf, sich an die 
italienische Regeirung zu wenden und gegen diese Situation 
auszusprechen.

Die Not an der Menschen mit seltenen Krankheiten, vor allem 
in Malta, leiden, war ein weiteres Anliegen. Eine TeilnehmerIn 
wies darauf hin, dass das Mindesteinkommen nicht einmal für 
minimale Ausgaben reiche. Für Menschen aus kleinen Dörfern 
komme es oft zu einem finanziellen Verlust, wenn sie einen 
Arbeitsplatz annehmen. Der Zugang zu Strom und Gas müsse 
vom Staat garantiert und zur Verfügug gestellt werden.
Andere Reaktionen bezogen sich auf die Probleme von NGOs 
hinsichtlich europäischer Finanzmittel, die direkt an Organi-
sationen des Dritten Sektors ausbezahlt werden sollten. Eine 
immer wieder gestellte Fage war jene danach, „warum die EU 
nicht mehr Verantwortung (hat) im Hinblick auf die Sicherstel-
lung einer adäquaten Wohnpolitik in jedem Mitgliedsland?“

Einige der Kommentare wurden in aller Kürze abgefertigt: 
„Die schönen Worte zu Solidarität werden immer bedeu-
tungsloser, wenn die Kommission keinen tatsächlichen Schrit-
te unternimmt, um ein hohes Level an sozialen Standards zu 
sichern, wie zum Besipiel das Bestehen darauf, dass jedes Mit-
gliedsland Mindestsozialhilfebeträge definiert.“
Zudem wurde gefordert, dass „die Europäische Union ihre 
Aktivitäten im Kamf gegen Armut und soziale Ausgrenzung 
deutlicher sichtbar machen muss“. 
Mit einigem Erstaunen wurde festgestellt, dass die Lissabon 
Strategie als erfolgreich gelte. „Das Seltsame ist, dass es noch 
stets so viel Ungerechtigkeit in Europa gibt.“
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Vladimir SPIDLA, Europäischer Kommisar for Beschäfti-
gung, Soziale Angelegenheiten und Chancengleichheit

Die Debatten der vergangenen beiden Tage zeigen, dass Ar-
mut nach wie vor in der Europäischen Union weit verbreitet 
ist und nach wie vor für Erschrecken sorgt und uns dazu be-
wegt, jene Aktivitäten zu setzen, die dazu führen, das Blatt zu 
wenden.

Wir leben in sogenannten Wohlstandsgesellschaften, in einer 
Europäischen Union, die Teil der industrialisierten und entwi-
ckelten Welt ist, mit einem Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt 
von 23.000 Euro1. Und trotzdem kämpft die Europäische Uni-
on noch immer gegen eine erhebliche Armutsquote an. Es ist 
inakzeptabel, dass 78 Millionen Menschen in der Union von 
Armut bedroht sind und so viele Individuen gegen Ausgren-
zung und Marginalisierung von unserer Gesellschaft anzu-
kämpfen haben.

Solidarität ist ein zentraler Grundsatz der Europäischen Uni-
on. Sie ist Teil ihres Ziels und Zwecks und gleichzeitig auch 
eine der Säulen des europäischen Sozialmodells. Es gibt keine 
Alternative zum weiteren Streben auf ein Europa mit stärkerer 
Gleichberechtigung, die niemanden aussen vor lässt. Auf die-
se Weise arbeiten wir auch auf die in der Lissabon Strategie 
festgelegten Ziele von mehr Wachstum, Beschäftigung und 
größerem sozialen Zusammenhalt hin. 

Die Staatschefs der Europäischen Union haben sich im Jahr 
2000 ausdrücklich zur Bekämpfung von Armut verpflichtet 
und ihre Entschlossenheit zum Ausdruck gebracht, diese Pla-
ge bis 2010 zu bewältigen.

Kommissar Spidla betonte besonders die folgenden Punkte:

•	 Erstens: Die Notwendigkeit jede und jeden in die Bekämp-
fung von Armut miteinzubeziehen, und die Berücksichti-
gung aller Vorstellungen, insbesondere jener von Menschen 
mit Armutserfahrungen, durch politische Entscheidungs-
trägerInnen.

•	 Zweitens: Aktivitäten der Union zur Unterstützung der Mit-
gliedsstaaten hinsichtlich eines gemeinsamen Fortschritts 
in der Bekämpfung von Armut.

•	 Schließlich plädierte er dafür, den am stärksten benachtei-
ligten Gruppen, die auch am meisten von Armut betroffen 
sind, die größte Aufmerksamkeit zu widmen.

Wir haben uns hier zum bereits siebten dieser Treffen ver-
sammelt. Die Jahre vergehen, unsere Botschaft jedoch bleibt 
gleich: Menschen mit Armutserfahrungen haben das Recht 
ihre Stimme zu erheben und müssen gehört werden.

Das erste dieser Treffen im Jahr 2001, das jenen, die normaler-
weise nicht gehört werden, eine Stimme gab, war ein großer 
Durchbruch. In den letzten drei Jahren haben wir zusätzlich 

1 Chiffres de 2005, source Eurostat

den Dialog zwischen Menschen mit Armutserfahrungen und 
entscheidenden politischen Verantwortungsträgern in der 
Europäischen Union organisiert. Sieben Jahre später haben 
wir diese Praxis zu einem Instrument der Entscheidungsfin-
dung entwickelt. Als politischer Entscheidungsträger ist die-
ser Dialog mit Menschen mit Armutserfahrungen von großer 
Bedeutung für mich. Er stellt einen unerlässlichen Reality-
Check dar. Und genau dies ist der Grund, warum wir heute 
hier sind: damit PolitikerInnen, also diejenigen die für die Re-
duzierung von Armut ausschlaggebend sind, hören können, 
was Betroffene zu sagen haben.

Im Laufe der Jahre haben die Treffen zur wachsenden Erkennt-
nis geführt, dass Armut an mehreren Fronten gleichzeitig be-
kämpft werden muss. Beschäftigung und Einkommen sind 
zentrale Themen, darüber sind wir uns alle einig, aber um die 
Armut hinter uns zu lassen, müssen wir diese Anstrengugnen 
mit entsprechenden bildungs- und ausbildungspolitischen 
Maßnahmen koordinieren, mit Wohn- und Gesundheitspolitik, 
dem garantierten Zugang zu Sozialdienstleistungen und, ganz 
allgemein gesprochen, mit mehr Integration bzw. Teilhabe.

In diesem Zusammenhang haben wir alle erkennen können, 
dass die Organisatoren mit ihrer Schwerpunktsetzung auf die 
folgende vier Teile des Puzzles im Kampf gegen Armut: Woh-
nen, Mindesteinkomen, Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse und Sozialdienstleistungen die richtige Entschei-
dung getroffen haben.

Was die Europäische Union gegen Armut unternimmt

Es gibt hohe Erwartungen im Hinblick darauf, was die Europä-
ische Union tut, und wir dürfen diese nicht enttäuschen. Die 
Hauptverantwortung für die Bekämpfung von Armut bleibt 
bei den Mitgliedsstaaten, aber die Europäische Union muss 
eine starke Rolle hinsichtlich der Unterstützung dieser Akti-
vitäten spielen.

Wir müssen die uns zur Verfügung stehenden Instrumente für 
diesen Kampf bestmöglich nutzen:

•	 Erstens, die von uns entwickelte Strategie der aktiven Ein-
gliederung, die es uns ermöglicht, weitere Fortschritte hin-
sichtlich der Integration jener BürgerInnen zu erzielen, die 
am weitesten vom Arbeitsmarkt entfernt sind. Hier müssen 
wir insbesondere die Mittel des Europäischen Strukturfonds 
wirksam einsetzen.

•	 Die Europäische Union versucht zudem die Aktivitäten der 
Mitgliedsländer im Kampf gegen Armut durch deren Koor-
dination im Rahmen der sogenannten Offenen Methode 
der Koordination zu verstärken. Diese Methode bietet den 
Mitgliedsländern einen gemeinsamen Analyserahmen und 
eine Plattform zum Austausch, Vergleich und zur Evaluie-
rung der Resultate politischer Maßnahmen.

Schlussfolgerungen
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ckige Phänomen unter zu Hilfenahme aller uns zur Verfügung 
stehenden Mittel starten. Alle Mitgliedsstaaten müssen dies 
zu einer Priorität machen und wir müssen uns gemeinsam in 
dieselbe Richtung bewegen, um gute Resultate zu erzielen.
Die Europäische Union wird ihren Part im Hinblick auf diese 
Herausforderung zur Gänze erfüllen. Die erneuerte Soziale 
Agenda die wir in einigen Wochen vorstellen werden, wird 
uns in dieser Richtung einen weiteren großen Schritt vorwärts 
bringen, und unserem Vorhaben diese Plage zu beseitigen, 
und diese mit einer entsprechenden Praxisform verbinden.

Romana TOMC, Staatssekretärin, Ministerium für Arbeit, 
Familie und Soziale Angelegenheiten, Slowenien

Dieses Treffen wäre wohl ohne die Aktivitäten und Anstren-
gungen des Europäischen Anti-Armutsnetzwerks EAPN nicht 
möglich gewesen. Ich möchten dem Netzwerk und dabei be-
sonders seinem Direktor Fintan Farrell und dessen Team mei-
nen Dank aussprechen.

Darüber hinaus möchte ich meinen aufrichtigen Dank ge-
genüber der Europäischen Kommission, Kommissar Vladimir 
Spidla, Herrn Vignon und den VertreterInnen der belgischen 
Regierung, die den Veranstaltungsort für diese zweitägige 
Treffen zur Verfügung stellte, zum Ausdruck bringen.

Sie haben hart gearbeitet. Sie haben Erfahrungen ausge-
tauscht, Antworten und neue Lösungen zur Verbesserung 
Ihrer sozialen Situation gesucht. Außerdem haben Sie Ihre 
Meinung und Ihre Kritik hinsichtlich einiger Aktivitäten der EU 
Mitgliedsstaaten auf der Basis der Nationalen Aktionspläne zur 
Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung geäußert. 

Wir hatten Gelegenheit, diese Fragen in Workshops und am 
„Marktplatz“ zu diskutieren und diese Angelegenheiten di-
rekt mit betroffenen Menschen zu erörtern. Das war eine po-
sitive Erfahrung für mich. Slowenien ist sich bewusst, dass das 
Problem von Armut und sozialer Ausgrenzung auf ernsthafte 
und verantwortungsvolle Weise angegangen werden muss. 
Ungeachtet unserer im nationalen Vergleich günstigen Zah-
len, sind wir uns der ständigen Herausforderung bewusst, die 
die Situation von Menschen mit Armutserfahrungen darstellt. 
Mehr noch, zur Debatte stehen auch die Anstrengungen 
und Aktivitäten der zuständigen Stakeholder und Entschei-
dungsträgerInnen hinter den Strategien und spezifischen 
Maßnahmen, die den Alltag und die Arbeit von jedem Mit-
glied unserer Gesellschaft, und im speziellen der am stärksten 
gefährdeten Gruppen und Individuen, beeinflussen. Allzu oft 
versuchen wir die Globalisierung, den technischen Fortschritt 
oder die Überalterung der Gesellschaft für unsere nur lang-
samen Fortschritte in Richtung unserer Ziele verantwortlich 
zu machen. Zumindest teilweise mag dies auch zutreffen. Im 
Lichte der Diskussionen der letzten zwei Tage jedoch bin ich 
zu dem Schluss gekommen, dass sehr vieles erreicht werden 
kann, wenn wir unsere Politik verbessern und unsere Praxis 
verändern.

•	 Die Europäische Union hat darüber hinaus beschlossen, 
das Jahr 2010 zum Europäischen Jahr der Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung zu machen. Mit einem 
Budget von siebzehn Millionen Euro versehen, wird dieses 
Europäische Jahr dazu beitragen, in der allgemeinen Öf-
fentlichkeit ein Bewusstsein dafür zu schaffen, das Armut 
nach wie vor eine Plage ist, die das alltägliche Leben vieler 
EuropäerInnen stark einschränkt. 

Diese Instrumente ermöglichen es uns, den Kampf gegen 
die Armut anzugehen. Unsere Gesellschaften werden jedoch 
von zentralen Herausforderungen bedrängt, die neue soziale 
Realitäten zum Vorschein bringen. Ich denke hier an Globali-
sierung, demographischen Wandel, neue Technologien und 
Klimawandel. 

Die Europäische Union muss hier reagieren. Die Kommission 
hat die Initiative ergriffen und bereitet eine erneuerte soziale 
Agenda vor, die noch vor dem Sommer präsentiert werden 
soll. Diese Agenda wird drauf abzielen, all unseren Mitbürge-
rInnen die richtigen Instrumente für eine stabile und nachhal-
tige Integration in unsere globalisierte und sich ständig wan-
delnden Welt zur Verfügung zu stellen.

Aufmerksamkeit für die am stärksten  
gefährdeten Gruppen

Es ist entscheidend, dass im Rahmen dieses generellen Auf-
schwungs niemand auf der Strecke bleibt. Einige Gruppen, 
wie Menschen mit Behinderungen, MigrantInnen und ethni-
sche Minderheiten, wie Roma, sind stärker armutsgefährdet 
als andere. 
Diese Gruppen müssen zentrale Aufmerksamkeit im Rahmen 
unserer Aktivitäten bekommen. Ihre Diskriminierung muss 
mit einer Dreifachstrategie bekämpft werden.

•	 Erstens, durch bessern Zugang zu Dienstleistungen. 
•	 Dann, durch die Einhaltung von Anti-Diskriminierungs-Ge-

setzen, die wir besonders genau beobachten werden.
•	 Und schließlich, falls notwendig, durch zielgerichtete Me-

thoden. Beispielsweise im Fall der Roma, von denen die 
überwiegende Zahl – vor allem der Frauen – in Armut lebt. 
Die Kommission wird Ende Juni einen Bericht von Gemein-
schaftsinstrumente zur Förderung der Ingeration von Roma 
im Rahmen der erneuerten Sozialen Agenda veröffentli-
chen.

Schlussfolgerungen

Wir müssen uns klar darüber sein, dass die Europäische Uni-
on, trotz unseres relativen Wohlstands, keine festen Garantien 
gegen Armut anbieten kann.

Wenn wir in Richtung Armutsbekämpfung vorpreschen wol-
len, müssen wir einen umfassenden Angriff auf dieses hartnä-
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werden wir nicht in der Lage sein, die Mindesteinkommen an-
zuheben, da es bereits zu viele Personen gibt, die ein solches 
Einkommen beziehen und wir angesichts begrenzter Budgets 
die Zahl der BezieherInnen reduzieren müssen, wenn wir die 
Beträge erhöhen wollen.

Die Herausforderung ist noch komplexer, da wir es mit zwei 
Arten von Mitgliedsländern zu tun haben, mit jenen, die ein 
Mindesteinkommenssystem haben und jenen, die keines ha-
ben. Und sogar jene, die ein Mindesteinkommenssystem ha-
ben, müssen dieses neu überprüfen, wenn wir die Zahl der 
Menschen die in der Europäischen Union in Armut leben, re-
duzieren und Menschen zurück in die Mitte der Gesellschaft 
bringen wollen.

Gemeinsam mit der Europäischen Union und der Ratspräsi-
dentschaft müssen wir die relevanten Ziele unterstützen und 
Menschen mit Armutserfahrungen bitten, sich uns anzuschlie-
ßen, denn Sie sind es, die diese Ziele erreichen sollen. Wir 
müssen außerdem dafür sorgen, dass Arbeit und Solidarität 
Hand in Hand gehen und nicht in entgegengesetzte Richtun-
gen ziehen. Wir müssen die funktionierenden Beispiele guter 
Praxis in den Blick nehmen und sie auf europäischer Ebene re-
produzieren. Was eine Gruppe von BürgerInnen erreicht hat, 
könnte für Hunderte weitere in Europa vervielfacht werden. 
Dieses und die zukünftigen Treffen werden das Forum bilden 
in dem wir die Impulse von dem, was getan wurde aufneh-
men und zukünftige Verbesserungen planen werden.

Marian HOSEK, Stellvertretender Minister für Sozialpoli-
tik, soziale Dienstleistungen und Familienpolitik, Minis-
terium für Arbeit und Soziale Beziehungen, Tschechische 
Republik

Zuallererst möchte ich mich im Namen der zukünftigen tsche-
chischen Ratspräsidentschaft bei der slowenischen Rats-
präsidentschaft, dem EAPN und der Europäischen Union für 
die Möglichkeit bedanken, hier auf diesem 7. Europäischen 
Treffen von Menschen mit Armutserfahrungen sprechen zu 
dürfen. Der slowenischen Ratspräsidentschaft gegenüber 
möchte ich meine Bewunderung für die ausgezeichnete Or-
ganisation dieser Veranstaltung zum Ausdruck bringen. 
Die Europäischen Treffen von Menschen mit Armutserfah-
rungen sind eine einzigartige Gelegenheit der Diskussion 
zwischen Menschen, die Armut und soziale Ausgrenzung er-
fahren, jenen, die sie bei der Überwindung ihrer Probleme 
unterstützen und jenen, die bemüht sind diese alltägliche 
Problemen durch politische Entscheidungen zu bewältigen. 
Für mich persönlich war die Teilnahme an diesem zweitägi-
gen Treffen eine unbezahlbare Erfahrung. Während des ge-
samten Treffens habe ich aufmerksam der Schilderung ihrer 
Probleme einen existenzsichernden Arbeitsplatz zu finden 
und die Kosten für Wohnen, Bildung und Freizeitaktivitäten 
für Ihre Kinder aufzubringen zugehört. Entsprechend der 
Länge der Liste Ihrer Anliegen könnte ich hier noch weiter 
fortsetzen.

Das diesjährige Treffen hat sich auf vier Elemente im Kampf 
gegen Armut konzentriert: Sozialdienstleistungen, Dienst-
leistungen von allgemeinem Interesse, Wohnpolitik und Min-
desteinkommen.
Ich bin davon überzeugt, dass wir die Schlussfolgerungen 
Ihrer Diskussionen der letzten beiden Tage in die zukünftige 
Politik der Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung 
integrieren werden.

Jüngste Diskussionen zur erneuerten Sozialen Agenda ha-
ben unser Bewusstsein dafür geschärft, dass soziale Ziele 
in alle EU-Politikfelder aufgenommen werden müssen. Wir 
müssen Möglichkeiten für eine optimale Entwicklung des 
individuellen Potentials in allen Lebensphasen schaffen. Wir 
müssen Zugang zu Bildung, hochwertiger Gesundheitsver-
sorgung, Sozialschutz und zu anderen Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse ermöglichen. Zuguterletzt brauchen 
wir auch Solidarität: für Individuen, wenn diese nicht in der 
Lage sind für sich selbst zu sorgen, und für die Gesellschaft 
als solche, damit diese Bestand hat und sich weiter entwi-
ckeln kann. 

Am Ende dieses Treffens möchte ich speziell all jenen von 
Ihnen danken, die sich aktiv an den Workshops beteiligt ha-
ben, um einen Beitrag zu einem besseren Lebensstandard 
und der Würde von Menschen mit Armutserfahrungen zu 
leisten.

Martin HIRSCH, Hochkommissar für aktive Solidarität ge-
gen Armut, Frankreich

Ich möchte auf eine bereits besprochene Tatsache im Hin-
blick auf ein Mindesteinkommen zurückkommen. Ohne 
Mindesteinkommen ist ein würdiges Leben unmöglich. 
Frankreich hat bereits vor 20 Jahren ein Mindesteinkommens-
system eingeführt und mittlerweile beträgt die Zahl der Be-
zieherInnen das Dreifache der Erwartungen. Das Leben bleibt 
für diese Menschen schwierig, und jene, denen es gelingt 
einen Arbeitsplatz zu erhalten, verdienen oft wenig mehr als 
das Minimum, obwohl sie zusätzliche Kosten zum Beispiel für 
Kinderbetreuung oder Verkehr zu tragen haben.

Solange Arbeitsmarktagenturen nicht damit beginnen, sich 
auch um MindesteinkommensbezieherInnen zu kümmern – 
denn man muss nicht als arbeitssuchend registriert sein, um 
ein Mindesteinkommen zu beziehen – werden wir in einem 
Teufelskreis bleiben. Arbeitsmarktagenturen sind dazu da, 
um Menschen wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren, tun 
dies aber nicht, da die Behaltefrist von Mindesteinkommens-
bezieherInnen nicht ihren Erwartungen entspricht.

Wie können wir die Dinge so verändern, dass ein Mindestein-
kommen nicht länger die bestmögliche Lösung ist? Wie schaf-
fen wir es, Mindesteinkommen so zu gestalten, dass sie zu 
einem Mindestlohn am Arbeitsmarkt führen? Das ist eine zen-
trale Frage. Solange wir dieses Problem nicht gelöst haben, 



33

ropäischen Rats und des Parlaments, das Jahr 2010 zum Euro-
päischen Jahr des Kampfs gegen Armut und Ausgrenzung zu 
erklären, abzuschließen. 

Abschließend möchte ich die Bedeutung dieses Treffens 
betonen und Sie herzlich zum 8. Europäischen Treffen von 
Menschen mit Armutserfahrungen einladen, das 2009 unter 
tschechischer EU-Präsidentschaft in Brüssel veranstaltet wer-
den wird.

Ludo HOREMANS, Präsident des EAPN

Ich möchte mich auf die Worte von Kommissar Spidla zum im 
Jahr 2000 von den Staatschefs gegebenen Versprechen bis 
2010 einen „entscheidenden Beitrag im Kampf gegen Armut 
zu leisten“ beziehen. Wir haben zwei Drittel des Weges bis 
zur für die Erreichung dieses Ziels gesetzten Frist hinter uns 
und bereiten uns auf die entsprechende Beurteilung vor. Jetzt 
schon wissen wir jedoch, dass der Beitrag keinesfalls entschei-
dend sein wird. Sogar jene Zahlen, die manchmal die Realität 
zu beschönigen vermögen, zeigen, dass wir nur geringe Fort-
schritte gemacht haben.

2010 wird das Europäische Jahr der Bekämpfung von Armut 
und das Ende der Lissabon Strategie sein. Dies bietet Gelegen-
heit sowohl den ökonomischen als auch den sozialen Teil der 
Strategie zu evaluieren. Es wird auch der richtige Zeitpunkt 
für eine neue Verpflichtung der Staats- und Regierungschefs 
sein, mit klaren Zielen und Vorhaben, damit der Fortschritt 
Jahr für Jahr überprüft werden kann.

Bevor diese neue Versprechen machen, möchte ich die eu-
ropäischen Institutionen (die Kommission, den Rat und das 
Parlament) auffordern, eine angemessene, gründliche und 
umfassende Evaluierung der vergangenen Periode durchzu-
führen. Wir möchten dabei betonen, und wir werden darauf 
bestehen, dass die Lissabon-Strategie nicht nur von Wirt-
schaftspartnern beurteilt wird, sondern von allen Akteuren, 
die davon betroffen sind, darunter auch Menschen mit Ar-
mutserfahrungen.
Ich hoffe, dass die derzeit in Arbeit befindliche erneuerte Sozi-
ale Agenda Möglichkeiten eröffnet, diese Evaluation mit allen 
Akteuren durchzuführen.

Dabei richte ich meinen Erwartungen nicht nur an die euro-
päischen Institutionen. Ich glaube, dass wir alle als Delegierte 
dieses Europäischen Treffens Druck auf unsere eigenen Re-
gierungen ausüben müssen, damit es zu dieser umfassenden 
Evaluierung und zu einer neuen Verpflichtung hinsichtlich der 
zukünftigen Periode kommt.

Die Tatsache, dass es noch stets mehr als 78 Millionen Men-
schen in Europa gibt, die unter der Armutsgrenze leben ist 
alarmierend. 19 Millionen davon sind Kinder. Ein wirksames 
Sozialschutzsystem und politische Maßnahmen zur Vermei-
dung von Armut können diesen Menschen helfen. Auf Ebe-
ne des Staates und der öffentlichen Verwaltung ist es dabei 
notwendig ein Denken in strikt voneinander getrennten Be-
reichen, das im Hinblick auf Instrumente und Maßnahmen der 
Armutsbekämpfung noch stets vorherrschend ist, hinter uns 
zu lassen. Eine angemessene Kombination verschiedener Po-
litiken, die gleichzeitig auf Prävention und auf Anreize setzen, 
ökonomisch aktiv und nicht länger abhängig von Sozialleis-
tungen zu werden, muss gefunden werden. Auf europäischer 
Ebene bleibt es entscheidend den Dialog über Armuts- und 
Ausgrenzungsprobleme fortzusetzen und die Kooperation 
und den Austausch zwischen Mitgliedsländern bezüglich be-
währter Maßnahmen zu stärken.

Im Jahr 2007 gab ein Drittel jener Menschen, die danach ge-
fragt wurden, wovor EuropäerInnen Angst haben, „Arbeits-
losigkeit“ zur Antwort. Kriminalität, Gesundheitsversorgung, 
Preissteigerungen, Migration und Renten bzw. Pensionsvor-
sorge lösen ähnliche Ängste aus. Die gute Nachricht war, dass 
die Angst vor Arbeitslosigkeit im Vergleich zu den Vorjahren 
gesunken war. Beschäftigung, Mobilität innerhalb des Ar-
beitsmarktes und die aktive Eingliederung jener, die am wei-
testen vom Arbeitsmarkt entfernt sind, stellen die Prioritäten 
der kommenden drei Ratspräsidentschaften dar, jener von 
Frankreich, der Tschechischen Republik und Schweden.
In der Zeit ihrer Ratspräsidentschaft möchte die Tschechische 
Republik die Politik der Sozialdienstleistungen im Sinne der 
aktiven Eingliederung, gemeinsam mit Maßnahmen der Ar-
beitsmarktintegration und für ein garantiertes Mindestein-
kommen weiterverfolgen. Im Blick auf eine zunehmend älter 
werdende Bevölkerung werden sowohl die Bedeutung als 
auch das Potential sozialer Dienstleistungen zunehmen. 
Sozialdienstleistungen, besonders jene mit präventivem Cha-
rakter, verstärken die Fähigkeiten jener, die diese nutzen und 
führen zu sozialer Eingliederung. Sie stellen jene entschei-
dende Unterstützung bereit, die es Menschen ermöglicht 
ihre Würde zu bewahren und gemeinsam mit allen anderen 
am Sozialleben teilzunehmen. In der Tschechischen Repub-
lik führen wir derzeit eine Reform der Sozialdienstleistungen 
durch, die auf die Entwicklung eines Sozialdienstleistungs-
ystems abzielt, das menschlichen Bedürfnissen und sozialen 
Entwicklungen entspricht. Wir achten darauf, dass Entschei-
dungen über Dienstleistungen möglichst nahe am Leben der 
Personen und deshalb in den Gemeinden, in denen die Men-
schen leben, getroffen werden. Die Zeit unserer EU-Ratsprä-
sidentschaft möchten wir nutzen, um die Fortschritte die wir 
hinsichtlich der Qualität und Verfügbarkeit sozialer Dienstleis-
tungen erzielt haben, zu teilen.

Der Kampf gegen Armut und soziale Ausgrenzung ist unser 
gemeinsames Ziel und muss als solches sichtbar werden. Da-
rum werden sich die zukünftigen drei Ratspräsidentschaften 
bemühen, die Vorbereitungen für eine Entscheidung des Eu-
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